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1.� Grundlagen der Kreissparkasse 
 
Die Kreissparkasse Halle (Westf.) mit Sitz in Halle (Westf.), gegründet 1856, ist eine mündelsichere, 
gemeinnützige und gemäß § 1 SpkG NRW rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie ist beim 
Amtsgericht Gütersloh unter der Nummer A 4769 im Handelsregister eingetragen. Sie ist Mitglied des 
Sparkassenverbands Westfalen-Lippe (SVWL), Münster und über diesen dem Deutschen Sparkassen- 
und Giroverband e. V. (DSGV), Berlin, angeschlossen. 
 
Träger der Kreissparkasse ist der Kreis Gütersloh. Ihr Geschäftsgebiet umfasst das Gebiet des Trägers 
und der angrenzenden Kreise Warendorf, Osnabrück, Herford sowie der kreisfreien Stadt Bielefeld. Or-
gane der Kreissparkasse sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. 
 
Durch die Mitgliedschaft im Sparkassenverband SVWL ist die Kreissparkasse über dessen Sparkassen-
Teilfonds dem Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe angeschlossen. Die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat das institutsbezogene Sicherungssystem der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe als Einlagensicherungssystem nach dem Einlagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich aner-
kannt. Das Sicherungssystem stellt im Entschädigungsfall sicher, dass den Kunden der Sparkassen der 
gesetzliche Anspruch auf Auszahlung ihrer Einlagen gemäß dem EinSiG erfüllt werden kann („gesetzli-
che Einlagensicherung“). Darüber hinaus ist es das Ziel des Sicherungssystems, einen Entschädigungs-
fall zu vermeiden und die Sparkassen selbst zu schützen, insbesondere deren Liquidität und Solvenz 
zu gewährleisten („diskretionäre Institutssicherung“). Die Mitgliederversammlung des Deutschen 
Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV) hat am 27. August 2021 einen gemeinsamen Beschluss zur 
Weiterentwicklung des gemeinsamen Sicherungssystems gefasst. Mit ihrer Entscheidung kommt die 
Gruppe entsprechenden Feststellungen der Aufsichtsbehörden nach. Kern der Einigung ist u. a. ein zu-
sätzlicher Sicherungsfonds, der von den Instituten ab 2025 zu befüllen ist und zusätzlich zu den beste-
henden Sicherungsmitteln zur Verfügung stehen soll. Damit soll ermöglicht werden, im Falle einer Krise 
noch schneller handlungsfähig zu sein. Die Ergebnisse der Mitgliederversammlung des DSGV werden 
in einem nächsten Schritt den Aufsichtsbehörden vorgelegt. 
 
Die Kreissparkasse bietet als selbstständiges regionales Wirtschaftsunternehmen zusammen mit ihren 
Partnern aus der Sparkassen-Finanzgruppe Privatkunden, Unternehmen und Kommunen Finanzdienst-
leistungen und -produkte an, soweit das Sparkassengesetz oder die Satzung keine Einschränkungen 
vorsehen. Der im Sparkassengesetz verankerte öffentliche Auftrag verpflichtet die Kreissparkasse mit 
ihrer Geschäftstätigkeit in ihrem Geschäftsgebiet den Wettbewerb zu stärken und die angemessene 
und ausreichende Versorgung aller Bevölkerungskreise, der Wirtschaft - insbesondere des Mittel-
stands - und der öffentlichen Hand mit Bankdienstleistungen sicherzustellen. 
 
Die Gesamtzahl der Beschäftigten hat sich bis zum 31. Dezember 2021 gegenüber dem Vorjahr um 
3,6 % auf 187 verringert, von denen 115 vollzeitbeschäftigt, 59 teilzeitbeschäftigt sowie 13 in Ausbil-
dung sind. Der Rückgang ist auf natürliche Fluktuation zurückzuführen. 
 
Vor dem Hintergrund der steigenden Zahl der Geldautomatenanschläge in der Region hat sich die Ge-
samtzahl unserer Geschäftsstellen bis zum 31. Dezember 2021 gegenüber dem Vorjahr um drei auf vier 
reduziert. 

2.� Wirtschaftsbericht 

2.1. Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen im Jahr 2021 
 
Nach dem historischen Einbruch der Wirtschaftsleistung in 2020 war auch das Jahr 2021 durch die 
Corona-Pandemie geprägt. Obwohl sich die Hoffnungen auf eine Überwindung der Pandemie nicht er-
füllten und neue Probleme (z. B. Störungen der Lieferketten, insbesondere bei Halbleitern) auftraten, 
hat sich die Weltwirtschaft im vergangenen Jahr deutlich erholt. Die Prognose zur Entwicklung der welt-
weiten Produktion, die der Internationale Währungsfonds (IWF) zum Jahresbeginn 2021 veröffentlicht 
hatte (+5,5 %) wurde mit 5,9 % übertroffen, ebenso hat sich der Welthandel stärker als vor einem Jahr 
prognostiziert belebt (9,3 % statt 8,1 %). 
 



Deutschland verzeichnete im Gesamtjahr 2021 nach dem starken Rückgang des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) um 4,6 % im Vorjahr eine Zunahme des BIP um 2,9 %. Der größte Teil war auf den Außenbeitrag 
und die staatlichen Konsumausgaben zurückzuführen. Die zum Jahreswechsel 2020/2021 veröffent-
lichten Prognosen für die Entwicklung der deutschen Wirtschaft wurden jedoch verfehlt (damals wurde 
ein BIP-Zuwachs von +3,1 % bis +5,3 % erwartet). Dies lag vor allem an der starken Zunahme des In-
fektionsgeschehens sowie Lieferengpässen, die sich von einem Problem einzelner Branchen und Un-
ternehmen zu einem nahezu flächendeckenden Problem - insbesondere für das produzierende Ge-
werbe - ausgewachsen haben. Der Wachstumsbeitrag des Außenhandels (Außenbeitrag) fiel nach ei-
nem negativen Wert im Vorjahr mit +0,8 %-Punkten positiv aus. Die Exporte stiegen um 9,9 %, die Im-
porte um 9,3 %. Der private Konsum verharrte im Gesamtjahr 2021 annähernd auf dem Niveau von 
2020 und die Sparquote ging um rund einen Prozentpunkt auf 15,0 % zurück (2020: 16,1 %).  
 
Angesichts der weitreichenden ökonomischen Folgen der Corona-Pandemie hat sich der deutsche Ar-
beitsmarkt als sehr robust erwiesen. 2021 stagnierte die Zahl der Erwerbstätigen im Jahresdurch-
schnitt; im Jahresverlauf gab es jedoch einen deutlichen Anstieg um 506.000 oder 1,1 %. Die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung, die bereits im Krisenjahr 2020 nur geringfügig zurückgegan-
gen war (-0,3 %), konnte in 2021 ein Plus von 1,4 % verzeichnen. Die Inanspruchnahme von Kurzarbeit 
fiel im Vergleich zum Rekordniveau im Vorjahr (2,94 Mio.) deutlich geringer aus, blieb jedoch mit jah-
resdurchschnittlich rund 1,85 Mio. auf einem sehr hohen Niveau (2019: 145.000). Die Zahl der Arbeits-
losen sank im Jahresdurchschnitt 2021 um 82.000 (-3 %) auf 2.613.000. Die jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenquote belief sich auf 5,7 % im Bundesgebiet (2020: 5,9 %); in Nordrhein-Westfalen sank 
sie von 7,5 % im Vorjahr auf 7,3 %. 
 
Der Arbeitsmarkt hat sich in den vergangenen zwei Jahren auch deshalb so robust erwiesen, weil die 
befürchtete Zunahme der Unternehmensinsolvenzen als Folge der Corona-Pandemie bislang ausge-
blieben ist. 2021 nahm die Zahl der Unternehmensinsolvenzen gegenüber dem Vorjahr sogar um 
10,8 % auf 14.300 ab und erreichte damit den niedrigsten Stand seit 1999. Dabei ist allerdings zu be-
rücksichtigen, dass bislang massive Finanzhilfen und andere staatliche Eingriffe einem Anstieg der In-
solvenzen entgegenwirken. 
 
In der ostwestfälischen Region zeichnete sich im Vergleich zum Vorjahr eine deutlich positivere Stim-
mung ab. Bei der Herbstumfrage der IHK Ostwestfalen zu Bielefeld beurteilten 57,2 % der befragten 
Unternehmen ihre aktuelle Geschäftslage als gut (19,9 % in der Herbstumfrage 2020) und 8,3 % spra-
chen sich für eine schlechte Geschäftslage aus (zuvor 23,3 %). Insbesondere die Industrie trug mit ih-
ren Einschätzungen zu dieser spürbaren Verbesserung bei und weist den höchsten Klimaindikatorwert 
seit dem Frühjahr 2018 auf. Insgesamt gewann die konjunkturelle Entwicklung in der Region damit 
spürbar an Fahrt und der IHK-Geschäftsklimaindex stieg nach dem Rückgang im letzten Jahr wieder 
deutlich an.  
 
Die Verbraucherpreise sind in Deutschland in 2021 so stark wie seit 1993 nicht mehr gestiegen 
(+3,1 %). Die Inflationsrate fiel weit höher aus als vor einem Jahr prognostiziert, obwohl eine gewisse 
Gegenbewegung bei den Energiepreisen zum damaligen Zeitpunkt bereits genauso zu erwarten war 
wie die preissteigernden Effekte der Wiederanhebung der Mehrwertsteuer (1 %-Punkt) und der Einfüh-
rung der CO2-Steuer (0,3 %-Punkte). Auch die Lieferengpässe und die dadurch verursachten Preisan-
stiege fielen weit stärker aus als zu Jahresbeginn erwartet. Nach einem nahezu konstanten Anstieg der 
Inflationsrate im Jahresverlauf erreichte die Preissteigerung gegenüber dem Vorjahresmonat im De-
zember mit einem Plus von 5,3 % ihren vorläufigen Höhepunkt; einen stärkeren Preisanstieg hatte es 
zuvor im Juni 1992 gegeben. Auch die Preissteigerungen auf dem Immobilienmarkt setzten sich fort 
und erreichten im 3. Quartal mit einem Anstieg von 12,0 % gegenüber dem Vorquartal den größten 
Preisanstieg bei Wohnimmobilien seit 2000.  
 
Die Zentralbanken setzten ihren expansiven Kurs in der Geldpolitik grundsätzlich auch in 2021 fort. 
Allerdings haben einzelne Notenbanken ihren Expansionsgrad im Jahresverlauf bereits reduziert, an-
dere haben eine Straffung der Geldpolitik angekündigt. Die Europäische Zentralbank (EZB) blieb sehr 
abwartend. Zwar hat sie angekündigt, Ende März 2022 die Nettoankäufe im Rahmen des Pandemie-
Notfallkaufprogramms PEPP einzustellen, gleichzeitig jedoch den Wiederanlagezeitraum für das PEPP 
bis mindestens Ende 2024 verlängert und zudem eine vorübergehende Aufstockung des monatlichen 
Ankaufvolumens im Rahmen des Programms zum Ankauf von Vermögenswerten (APP) angekündigt. 
Der Zinssatz für die Anlage von Überschussliquidität der Banken blieb unverändert bei -0,5 %. 
 



Auch die Fiskalpolitik hat ihren expansiven Kurs fortgesetzt. Viele der in 2020 aufgelegten staatlichen 
Unterstützungsmaßnahmen wurden fortgesetzt, andere ausgeweitet. Seit Beginn der Corona-Pande-
mie summierten sich die Hilfen auf Bundesebene auf 170 Mrd. EUR. Die vielfältigen Stabilisierungs-
maßnahmen der Politik haben den wirtschaftlichen Aufschwung gefördert, hatten aber auch einen er-
heblichen Anstieg der öffentlichen Verschuldung zur Folge. Die staatlichen Ausgaben der Bundesre-
publik stiegen um 7,4 % und die Einnahmen um 8,9 %, was vor allem an höheren Einnahmen aus Un-
ternehmenssteuern und der Wiederanhebung der Mehrwertsteuer lag. Das daraus resultierende Finan-
zierungsdefizit liegt mit 132,5 Mrd. EUR rund 12,8 Mrd. EUR unter dem Vorjahr. 
 
Nachdem die Aktienmärkte bereits im Jahresverlauf 2020 den dramatischen Einbruch des Frühjahrs 
2020 ausgleichen konnten, haben die meisten Indizes auch in 2021 weitere Steigerungen verzeichnet. 
Der Deutsche Aktienindex (DAX) schloss am 30. Dezember 2021 mit 15.885 Punkten, ein Plus von fast 
16 % im Jahresverlauf. Noch deutlicher konnten der EUROSTOXX 50 mit gut 20 % und der weltweit 
wichtigste Leitindex S&P 500 mit einem Plus von rund 27 % zulegen. 
 
Die Entwicklung an den zinsbezogenen Geld- und Kapitalmärkten war im Jahr 2021 geprägt von anhal-
tend niedrigen Renditen. Für Geldmarktgeschäfte und Anleihen der öffentlichen Hand sowie Zinsswap-
geschäfte unter Banken waren zumindest für Laufzeiten bis zu 10 Jahren im Jahresverlauf weiterhin 
negative Renditen festzustellen. Im mittel- und insbesondere im langfristigen Laufzeitbereich stiegen 
die Renditen gegen Ende des Jahres 2021 deutlich an; eine Entwicklung, die auch zu Beginn des Jah-
res 2022 anhielt. Die Rendite der auch für das Kundengeschäft wichtigen Bezugsgröße „Bundesanlei-
hen mit zehnjähriger Laufzeit“ erreichte im Januar 2022 erstmals seit fast drei Jahren wieder einen 
positiven Wert. Mitte Februar 2022 lag die Rendite mit rd. 0,3 % um rd. 0,7 %-Punkte über dem Wert 
im Februar 2021 (-0,4 %). Einen vergleichbaren Trend verzeichneten auch die langfristigen Zinsswap-
geschäfte unter Banken. 

2.2.� Branchenumfeld und rechtliche Rahmenbedingungen im Jahr 2021 
 
Die Kredite an inländische Nichtbanken stiegen nach Angaben der Deutschen Bundesbank von Novem-
ber 2020 bis November 2021 um 4,3 %, nach einer Zunahme um 4,0 % im Vorjahreszeitraum. Maßgeb-
lich dazu beigetragen haben die langfristigen Kredite an Unternehmen und Privatpersonen (Novem-
ber 2021: +5,7 % gegenüber dem Vorjahresmonat), insbesondere die Kredite für den Wohnungsbau 
(September 2021: +7,4 % gegenüber dem Vorjahresmonat). 
 
Auf der Einlagenseite hat sich das anhaltende Wachstum an Einlagen in den vergangenen Jahren in 
2021 verlangsamt fortgesetzt. Die Einlagen von Nichtbanken im Inland nahmen von November 2020 
bis November 2021 um 2,9 % zu, die täglich fälligen Bankguthaben um 6,8 % gegenüber 12,1 % im 
Vorjahreszeitraum. 
 
Eine ähnliche Entwicklung war auch bei den Sparkassen in Westfalen-Lippe zu verzeichnen, deren Bi-
lanzsumme um 5,7 % auf 162,1 Mrd. EUR anstieg. Das Kreditvolumen wuchs auf Vorjahresniveau mit 
5,4 % weiter deutlich. Während der Kreditbestand an Unternehmen und wirtschaftlich Selbstständige 
im Jahr 2021 um 6,1 % auf 56,9 Mrd. EUR anstieg, erhöhte sich der Kreditbestand der Privatkunden um 
5,6 % auf 46,7 Mrd. EUR. Beim privaten Wohnungsbaukreditneugeschäft setzte sich der Trend der letz-
ten Jahre fort. Die Darlehenszusagen an Firmenkunden erhöhten sich um 4,9 %, die an Privatkunden 
um 8,6 %. 
 
Auch bei den westfälisch-lippischen Sparkassen hat sich der Zufluss bei den Kundeneinlagen im Be-
richtsjahr fortgesetzt, wenn auch langsamer als im Vorjahr. Die Privatkunden konnten durch die Locke-
rungen der Corona-Maßnahmen in den Sommermonaten wieder mehr Geld für Freizeit, Urlaub und Aus-
flüge ausgeben. Der Gesamtbestand der Kundeneinlagen erhöhte sich um 4,6 Mrd. EUR bzw. 4,0 % auf 
117,5 Mrd. EUR (2020: +9,0 %). Dem Branchentrend folgend kam es insbesondere bei täglich fälligen 
Einlagen - wie bereits in den zurückliegenden Jahren - zu besonders starken Mittelzuflüssen.  
 
Das in Folge der Geldpolitik der EZB anhaltend niedrige Zinsniveau macht sich weiterhin negativ in der 
Ertragslage der Banken bemerkbar. Dies betrifft insbesondere Sparkassen, die - neben den Genossen-
schaftsbanken - aufgrund ihres Geschäftsmodells besonders von rückläufigen Zinserträgen betroffen 
sind. Nach Angaben der Deutschen Bundesbank sanken beispielsweise die Effektivzinssätze im Be-
standsgeschäft mit privaten Wohnungsbaukrediten (mit einer ursprünglichen Laufzeit von mehr als 
5 Jahren) von Januar bis November 2021 weiter von 1,95 % auf 1,77 %. Allerdings war im Neugeschäft 
mit privaten Wohnungsbaukrediten eine Trendwende festzustellen, wenn auch auf niedrigem Niveau. 
Nachdem das Zinsniveau in 2020 noch rückläufig war, verzeichnete die Deutsche Bundesbank von Ja-
nuar bis November 2021 einen Anstieg der Effektivzinssätze von 1,23 % auf 1,36 %. 



Dem standen im Jahr 2021 kaum veränderte Effektivzinssätze für Einlagen (insbesondere Sichteinla-
gen) von Privatkunden gegenüber. Die aus den starken Mittelzuflüssen resultierende Anlage der Über-
schussliquidität der deutschen Kreditinstitute bei der Deutschen Bundesbank führte zudem zu ent-
sprechenden Zahlungen von Negativzinsen. 
 
Die deutschen Kreditinstitute hatten ihre Kreditrisikovorsorge in 2020 erheblich gesteigert. Die be-
fürchtete Insolvenzwelle blieb jedoch bislang aus. So markierte das Jahr 2021 einen Tiefstand der Un-
ternehmensinsolvenzen seit Einführung der Insolvenzordnung im Jahr 1999. Die Unsicherheit über 
den weiteren Verlauf der Pandemie bleibt jedoch ebenso wie das anhaltende Niedrigzinsumfeld ein 
Risiko für die Ertragslage der Kreditinstitute. 
 
Die Analyse für die Kreditwirtschaft im Allgemeinen gilt im Wesentlichen auch für die westfälisch-lippi-
schen Sparkassen. Die Rückgänge aus der zentralen Ertragsquelle „Zinsüberschuss“ der Sparkassen 
konnten vollständig durch gesteigerte Provisionsüberschüsse ausgeglichen werden, so dass - unter 
Berücksichtigung von sehr moderat gestiegenen Verwaltungsaufwendungen - das absolute Betriebs-
ergebnis vor Bewertungsmaßnahmen nahezu den Vorjahreswert erreichte. 
 
Die durch die Corona-Pandemie ausgelöste Krise der Realwirtschaft wirkt sich auch auf die wirtschaft-
liche Situation einer Vielzahl der privaten und gewerblichen Kreditnehmer aus. Die finanzielle Substanz 
der Kreditnehmer, die staatlichen Unterstützungsmaßnahmen sowie eine breite Streuung der Kredit-
vergaben über verschiedene Branchen haben bislang dazu beigetragen, dass sich die Aufwendungen 
für Risikovorsorge im Kreditgeschäft bei der Gesamtheit der westfälisch-lippischen Sparkassen auch 
im Jahr 2021 auf einem moderaten Niveau bewegen.  
 
Neben den gesamtwirtschaftlichen Einflüssen haben auch die Entwicklungen der rechtlichen Rahmen-
bedingungen das Geschäftsjahr 2021 mitgeprägt. Dies umfasst neben Entwicklungen im Aufsichts-
recht der Kreditinstitute insbesondere gesetzgeberische Initiativen zum Themenbereich „Nachhaltig-
keit“. Darüber hinaus sind Entscheidungen des Bundesgerichtshofs (BGH) zu zwei die gesamte Kredit-
wirtschaft betreffenden Grundsatzfragen zu nennen. Im Einzelnen ist hervorzuheben: 
 
Die nach der Finanzmarktkrise 2009/2010 eingeleiteten aufsichtsrechtlichen Regulierungsmaßnah-
men wurden auch im Jahr 2021 fort- bzw. umgesetzt. So wurde beispielsweise von der BaFin im Au-
gust 2021 die 6. MaRisk Novelle veröffentlicht, mit der u. a. Leitlinien der europäischen Bankaufsichts-
behörde (EBA) zu notleidenden und gestundeten Risikopositionen sowie zu Auslagerungen umgesetzt 
worden sind. Ebenfalls im August 2021 hat die BaFin eine neue Fassung der „Bankaufsichtlichen Anfor-
derungen an die IT (BAIT)“ veröffentlicht, mit der sie ihre Erwartungen an die IT und die Informations-
sicherheit von Banken weiter konkretisiert. 
 
Von besonderer Bedeutung sind darüber hinaus die im Jahr 2021 von der BaFin bzw. der Europäischen 
Kommission vorbereiteten bzw. eingeleiteten Maßnahmen im Zusammenhang mit den von Banken zu 
erfüllenden Eigenmittelanforderungen. Bereits zum 1. Februar 2022 wurde im Rahmen einer Allge-
meinverfügung der sogenannte „antizyklische Kapitalpuffer“ von bislang null auf 0,75 % der risikoge-
wichteten Risikopositionswerte angehoben. Die Quote ist ab 1. Februar 2023 einzuhalten. Darüber hin-
aus beabsichtigt die BaFin, nach einer Abstimmung u. a. mit der Europäischen Zentralbank (EZB) zum 
1. April 2022 eine Allgemeinverfügung für die Einführung eines sektoralen Systemrisikopuffers von 
2,0 Prozent der risikogewichteten Risikopositionswerte auf mit Wohnimmobilien besicherte Kredite zu 
veröffentlichen. Beide Maßnahmen, die mit der starken Kreditvergabe durch den Bankensektor und der 
Preisentwicklung an den Immobilienmärkten begründet werden, wirken kurzfristig auf die Eigenmittel-
anforderungen.  
 



Daneben hat die EU-Kommission im Oktober 2021 ihre Vorschläge zur Umsetzung der Finalisierung 
von Basel IV vorgelegt. Mit diesem sog. „Bankenpaket 2021“ sollen die Vorgaben des Baseler Aus-
schusses für Bankenaufsicht (BCBS) zum 1. Januar 2025 in europäisches Recht umgesetzt werden. Es 
enthält umfangreiche Änderungen der Kapitalanforderungen im Rahmen der Kapitaladäquanzrichtlinie 
(CRD VI) und -verordnung (CRR III). Die Vorschläge befinden sich im weiteren Legislativverfahren der 
EU. Es ist jedoch absehbar, dass sie mittelfristig zu weiter steigenden Eigenmittelanforderungen füh-
ren werden. Darüber hinaus ist im „Bankenpaket 2021“ auch das Thema „Nachhaltigkeit“ und u. a. des-
sen Berücksichtigung im Risikomanagement der Kreditinstitute stärker verankert. Dies fügt sich ein in 
eine Vielzahl gesetzgeberischer und regulatorischer Maßnahmen u. a. zur stärkeren Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitsaspekten in der Unternehmensberichterstattung. Dazu hat die EU-Kommission am 
21. April 2021 vorgeschlagen, den Kreis der Unternehmen, die einen Nachhaltigkeitsbericht erstellen 
müssen, ab dem Geschäftsjahr 2023 deutlich auszuweiten. Unternehmen, die bereits heute gesetzlich 
verpflichtet sind, eine nichtfinanzielle Erklärung zu erstellen, haben, beginnend mit dem Geschäfts-
jahr 2021 umfassende neue Datenerhebungs- und Offenlegungsanforderungen im Rahmen der EU-
Taxonomie Verordnung (EU 2020/852) und der damit einhergehenden delegierten Rechtsakte zu erfül-
len. 
 
Insgesamt müssen sich die Kreditinstitute auf eine Fortsetzung der Regulierungspolitik der letzten 
Jahre, kurz- und mittelfristig auf erhöhte Eigenmittelanforderungen sowie eine ihrer zentralen gesamt-
wirtschaftlichen Verantwortung und Funktion entsprechenden bedeutsamen Rolle bei den weiteren ge-
setzlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Thema „Nachhaltigkeit“ einstellen.  
 
Die oben genannten Entscheidungen des BGH betreffen folgende Sachverhalte: 
 
Mit Urteil vom 27. April 2021 (AGB-Urteil, XI ZR 26/20) hat der BGH entschieden, dass bislang in der 
deutschen Kreditwirtschaft weit verbreitete Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) un-
wirksam sind, die AGB- Änderungen ohne aktive Zustimmung des Kunden vorsahen. 
 
Mit Urteil vom 6. Oktober 2021 (XI ZR 234/20) hat der BGH über die Revision im Musterfeststellungs-
verfahren zu Zinsanpassungsklauseln bei Prämiensparverträgen entschieden. Gegenstand des Verfah-
rens war im Kern die Frage, wie der während der typischerweise längeren Laufzeit dieser von vielen 
Banken und Sparkassen angebotenen Verträge veränderliche Zinssatz für die laufende Verzinsung zu 
berechnen ist. Vertragliche Regelungen mit Kunden, die eine Festlegung im Ermessen des Kreditinsti-
tuts vorsehen, sind unzulässig. 
 
Für weitere Informationen zu den Auswirkungen auf unseren Jahresabschluss 2021 verweisen wir auf 
den Anhang zum Jahresabschluss (Abschnitt B. Rückstellungen) und die weiteren Ausführungen in die-
sem Lagebericht (Abschnitt 2.5. Darstellung, Analyse und Beurteilung der Lage). 

2.3.� Bedeutsamste finanzielle Leistungsindikatoren 

 
Folgende Kennzahlen stellen unsere bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren dar: 

 

Kennzahlen 

Betriebsergebnis vor Bewertung1 

Gesamtkapitalquote nach CRR2 

Liquiditätsdeckungsquote (LCR)3 

Survival Period4 

Im Berichtsjahr wurden die Kennzahlen nicht verändert.  
1 Betriebsergebnis vor Bewertung =  
Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen ordentlichen Erträge und Aufwendungen und abzüglich der Ver-
waltungsaufwendungen gemäß Abgrenzung des Betriebsvergleichs (bereinigt um neutrale und aperiodische Positionen) 

2 Gesamtkapitalquote nach CRR =  
Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte (Adressenausfall-, operationelle, 
Markt- und CVA-Risiken) 
3 Liquiditätsdeckungsquote (LCR) =  
Kennziffer LCR gemäß DelVO 

4 Survival Period =  
Zeitraum, in dem das Liquiditätsdeckungspotenzial ausreicht, um die kumulierten Liquiditätszu- und -abflüsse (Liquiditätsab-
laufbilanz) zu decken (Ergebnis der Kombination von Instituts- und Marktstresstest) 



2.4.� Darstellung, Analyse und Beurteilung des Geschäftsverlaufs 
 

  
Bestand 

  Anteil in 
% der  
Bilanz-
summe 

 
2021 2020 Veränderung 

 

 Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR % % 
Bilanzsumme 1.512,6 1.508,3 4,3 0,3  
      
Geschäftsvolumen1 1.611,4 1.598,7 12,7 0,8  

Barreserve 113,9 202,0 -88,1 -43,6 7,5 
Forderungen an Kreditinstitute 16,7 14,5 2,2 15,2 1,1 
Forderungen an Kunden 961,0 919,0 42,0 4,6 63,5 
Wertpapieranlagen 398,1 350,1 48,0 13,7 26,3 
Beteiligungen 16,4 16,4 - - 1,1 

Verbindlichkeiten gegenüber Kre-
ditinstituten 

244,5 226,5 18,0 7,9 16,2 

Verbindlichkeiten gegenüber Kun-
den 

1.118,4 1.136,9 -18,5 -1,6 73,9 

Eigenkapital 127,6 124,6 3,0 2,4 8,4 
1 Geschäftsvolumen = 
Bilanzsumme zuzüglich Eventualverbindlichkeiten sowie Wertberichtigungen und Vorsorgereserven 
 
 

2.4.1.  Bilanzsumme und Geschäftsvolumen 

Das Geschäftsvolumen (Bilanzsumme zuzüglich Eventualverbindlichkeiten sowie Wertberichtigungen 
und Vorsorgereserven) hat sich von 1.598,7 Mio. EUR auf 1.611,4 Mio. EUR erhöht. Die Bilanzsumme ist 
von 1.508,3 Mio. EUR auf 1.512,6 Mio. EUR gestiegen. 

Gründe für die Steigerung des Geschäftsvolumens und der Bilanzsumme sind vor allem die Steigerung 
der Forderungen an Kunden. Entgegen der Planung zu Jahresanfang liegt die Steigerungsrate der Bi-
lanzsumme unter dem prognostizierten Wert. 

2.4.2.  Aktivgeschäft 

2.4.2.1.  Barreserve  
 
Der Rückgang der Barreserve von 202,0 Mio. EUR auf 113,9 Mio. EUR ist vor allem darauf zurückzufüh-
ren, dass liquide Mittel in Wertpapiereigenanlagen umgeschichtet wurden. 

2.4.2.2. Forderungen an Kreditinstitute 

Die Forderungen an Kreditinstitute erhöhten sich von 14,5 Mio. EUR auf 16,7 Mio. EUR. Der Bestand 
setzt sich hauptsächlich aus bei Kreditinstituten unterhaltenen Liquiditätsreserven zusammen.  

2.4.2.3. Kundenkreditvolumen 

Die Forderungen an Kunden (gemessen an bilanziellen Werten) erhöhten sich von 919,0 Mio. EUR auf 
961,0 Mio. EUR und damit stärker als von uns zu Jahresbeginn erwartet. Der Zuwachs erfolgte primär im 
langfristigen Bereich. 

Unsere Privatkunden nutzten die im langfristigen Vergleich nach wie vor günstigen Konditionen und 
bevorzugten weit überwiegend langfristige Kreditlaufzeiten für Baufinanzierungen. Bei den gewerbli-
chen Kreditkunden waren ebenfalls im langfristigen Bereich entsprechende Zuwächse zu verzeichnen. 

Die Darlehenszusagen insgesamt belaufen sich im Jahr 2021 auf 160,7 Mio. EUR und liegen damit leicht 
unter dem Wert des Vorjahres (161,8 Mio. EUR). Die Darlehenszusagen zur Finanzierung des Wohnungs-
baus reduzierten sich im Gesamtjahr um 14,2 Mio. EUR auf 81,5 Mio. EUR.  

Im Kreditgeschäft mit Unternehmen und Selbstständigen erhöhte sich der Darlehensbestand um 
45,5 Mio. EUR. Die Darlehenszusagen in diesem Segment lagen unverändert bei 75,0 Mio. EUR. 



Der Darlehensbestand der Privatpersonen erhöhte sich um 25,1 Mio. EUR. Das im Jahr 2021 zugesagte 
Kreditvolumen an private Haushalte lag bei 81,8 Mio. EUR (Vorjahr 84,1 Mio. EUR). 
 
2.4.2.4. Wertpapieranlagen 

Zum Bilanzstichtag erhöhte sich der Bestand an Wertpapieranlagen gegenüber dem Vorjahr um insge-
samt 48,0 Mio. EUR auf 398,1 Mio. EUR. Für die Zunahme war insbesondere der Anstieg der Anlagen in 
Spezialfonds maßgeblich. 

2.4.2.5. Beteiligungen 
 
Im Geschäftsjahr 2021 blieb das Volumen der Beteiligungen an Unternehmen konstant bei 
16,4 Mio. EUR. Es ergaben sich keine Veränderungen gegenüber dem Vorjahr. 

2.4.3.  Passivgeschäft 

2.4.3.1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten erhöhten sich von 226,5 Mio. EUR auf 
244,5 Mio. EUR. Bei diesen Beständen handelt es sich im Wesentlichen um langfristige Weiterleitungs-
darlehen, langfristige Refinanzierungsgeschäfte (GLRG III) und Sparkassenbriefe, die zur Refinanzie-
rung von Kreditgeschäften aufgenommen bzw. verkauft wurden.  

2.4.3.2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden reduzierten sich von 1.136,9 Mio. EUR auf 1.118,4 Mio. EUR. 
 
Die Abnahme resultiert weitgehend aus der Entwicklung der Sichteinlagen und wurde überwiegend von 
unserer Unternehmenskundschaft bewirkt. Vor dem Hintergrund der unklaren wirtschaftlichen Ent-
wicklung sowie dem weiterhin niedrigen Zinsniveau bevorzugten unsere Kunden liquide Anlageformen. 
 
Die Kundengelder (Kundeneinlagen inkl. Wertpapiervermögen) konnten im Vergleich zum Vorjahr um 
2,6 % gesteigert werden, wozu auch die Aktien- und Kapitalmarktentwicklungen beigetragen haben. 
Der prognostizierte Rückgang für das abgelaufene Geschäftsjahr 2021 trat somit nicht ein. Dies ist ins-
besondere darauf zurückzuführen, dass die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden schwächer abnah-
men als zu Jahresbeginn angenommen.  

2.4.4. Dienstleistungsgeschäft 
 
Im Dienstleistungsgeschäft haben sich im Jahr 2021 folgende Schwerpunkte ergeben: 

Zahlungsverkehr 
Der Bestand an Privat- und Geschäftsgirokonten erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr um 642 auf 
32.585, während sich der Bestand an Kreditkarten etwas verringerte. 

Vermittlung von Wertpapieren 
Der Wertpapierumsatz belief sich auf 172,6 Mio. EUR (Vorjahr 137,8 Mio. EUR). Der Absatzschwerpunkt 
lag weiterhin im Bereich der Investmentfonds. 

Immobilienvermittlung 
Die Nachfrage nach Immobilien konzentrierte sich auf Ein- und Zweifamilienhäuser. Es wurden insge-
samt 16 Objekte vermittelt. 

Vermittlung von Bausparverträgen 
Im Jahr 2021 lag der Absatz von Bausparverträgen sowohl von der Anzahl (+ 75,0 %) als auch von der 
Summe (+ 33,3 %) her deutlich über den Vorjahreswerten. 

Vermittlung von Versicherungen 
Die Beitragssumme der Lebensversicherungen nahm im Jahr 2021 um 21,5 % ab. Bei den Sachversi-
cherungen lag die Beitragssumme 2,2 % über dem Wert des Vorjahres.  



2.5. Darstellung, Analyse und Beurteilung der Lage 

2.5.1. Vermögenslage 
 
Der Anteil der Forderungen an Kunden an der Bilanzsumme hat sich in Folge einer geringeren Bi-
lanzausweitung im Vergleich zu den Kundenforderungen von 60,9 % auf 63,5 % erhöht. Demgegen-
über liegt der Anteil der Verbindlichkeiten gegenüber Kunden mit einem Wert von 73,9 % leicht unter 
dem Wert aus 2020 (75,4 %). Gegenüber dem Vorjahr ergaben sich insofern keine bedeutsamen Ver-
änderungen. 
 
Sämtliche Vermögensgegenstände und Rückstellungen werden vorsichtig bewertet. Die Rückstellun-
gen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbe-
trags angesetzt. Einzelheiten sind dem Anhang zum Jahresabschluss zu entnehmen. Für besondere 
Risiken des Geschäftszweigs der Kreditinstitute wurde zusätzlich Vorsorge getroffen. 
 
Die zum Jahresende ausgewiesenen Gewinnrücklagen erhöhten sich durch die Zuführung des Bilanz-
gewinns 2020. Insgesamt weist die Kreissparkasse inklusive des Bilanzgewinns 2021 vor Gewinnver-
wendung ein Eigenkapital von 55,6 Mio. EUR (Vorjahr 55,3 Mio. EUR) aus. Neben den Gewinnrücklagen 
verfügt die Kreissparkasse über weitere aufsichtliche Eigenkapitalbestandteile. So wurde der Fonds für 
allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB weiter in Höhe von 2,6 Mio. EUR auf 72,0 Mio. EUR dotiert. 
Hierin enthalten ist eine zusätzliche Vorsorge zur Absicherung des Risikos, das die Kreissparkasse wäh-
rend der voraussichtlich langfristigen Abwicklungsdauer der „Ersten Abwicklungsanstalt“ von 25 Jah-
ren trägt. Im Einzelnen verweisen wir auf die Angaben im Anhang zum Jahresabschluss 2021.  
 
Die in Kapitel 2.2 „Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen im Jahr 2021“ sowie dem An-
hang beschriebenen Auswirkungen der BGH-Urteile im Zusammenhang mit dem AGB-Änderungs-
mechanismus (27. April 2021, AGB-Urteil, XI ZR 26/20) sowie den Zinsanpassungsklauseln in langfris-
tigen Sparverträgen (6. Oktober 2021, XI ZR 234/20) auf die Vermögenslage beurteilen wir insgesamt 
als bemerkenswert. 
 
Die Gesamtkapitalquote gemäß Art. 92 CRR (Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die 
anrechnungspflichtigen Positionen) übertrifft am 31. Dezember 2021 mit 15,99 % (im Vorjahr: 
17,92 %) die aufsichtlichen Mindestanforderungen von 8,0 % gemäß CRR zuzüglich SREP-Zuschlag so-
wie Kapitalerhaltungs- und antizyklischen Kapitalpuffer. Die anrechnungspflichtigen Positionen zum 
31. Dezember 2021 betragen 819,2 Mio. EUR und die aufsichtlich anerkannten Eigenmittel 
131,0 Mio. EUR. Auch die harte Kernkapitalquote und die Kernkapitalquote übersteigen die aufsichtlich 
vorgeschriebenen Werte. Der Zielwert für die Gesamtkapitalquote gemäß Geschäftsstrategie konnte er-
reicht werden. Die Verschuldungsquote (Verhältnis des Kernkapitals zur Summe der bilanziellen und 
außerbilanziellen Positionen) beträgt am 31. Dezember 2021 9,2 % und liegt damit über der aufsichtli-
chen Mindestanforderung von 3,13 %. 
 
Insgesamt weist die Kreissparkasse auf Basis der vorgenannten Faktoren eine ausreichende Kapitalba-
sis auf. 

2.5.2.  Finanzlage 
 
Die Zahlungsbereitschaft der Kreissparkasse war im abgelaufenen Geschäftsjahr aufgrund einer ange-
messenen Liquiditätsvorsorge jederzeit gegeben. Die Liquiditätsdeckungsquote (Liquidity Coverage 
Ratio - LCR) lag mit 138,8 % bis 225,7 % oberhalb des Mindestwerts von 100,0 %. Am 31. Dezember 
2021 lag die LCR-Quote bei 208,1 %. Die strukturelle Liquiditätsquote (Net Stable Funding Ratio – 
NSFR) lag ab dem Anwendungszeitpunkt der CRR II (28. Juni 2021) in einer Bandbreite von 126,5 % bis 
127,7 %; damit wurde die aufsichtliche Mindestquote von 100 % durchgängig eingehalten. Zur Erfül-
lung der Mindestreservevorschriften wurden Guthaben bei der Deutschen Bundesbank geführt. Dar-
über hinaus hat die Kreissparkasse an einem gezielten längerfristigen Refinanzierungsgeschäft 
(GLRG III) der Europäischen Zentralbank (EZB) teilgenommen. Die Kreissparkasse nahm 2021 am elekt-
ronischen Verfahren „MACCs (Mobilisation and Administration of Credit Claims)“ der Deutschen Bun-
desbank zur Nutzung von Kreditforderungen als notenbankfähige Sicherheiten teil. Die gemeldeten 
Kreditforderungen dienen durch eine generelle Verpfändungserklärung als Sicherheiten für Refinan-
zierungsgeschäfte mit der Deutschen Bundesbank. Im Risikofall beträgt die Survival Period der Kreis-
sparkasse zum Bilanzstichtag mehr als 24 Monate und liegt somit über dem in der Geschäftsstrategie 
festgelegten Mindestzeitraum von fünf Monaten. 

Die Zahlungsbereitschaft ist nach unserer Finanzplanung auch für die absehbare Zukunft gewährleis-
tet. Deshalb beurteilen wir die Finanzlage der Kreissparkasse als gut. 



2.5.3. Ertragslage 
 
Die wesentlichen Erfolgskomponenten der Gewinn- und Verlustrechnung laut Jahresabschluss sind in 
der folgenden Tabelle aufgeführt. Die Erträge und Aufwendungen sind nicht um periodenfremde und 
außergewöhnliche Posten bereinigt. 
 

 2021 2020 Verände-
rung 

Verände-
rung 

 Mio. 
EUR 

Mio. 
EUR 

Mio. EUR % 

Zinsüberschuss 17,2 18,1 -0,9 -5,0 
Provisionsüberschuss 8,3 8,5 -0,2 -2,4 
Nettoergebnis des Handelsbestands - - - - 
Sonstige betriebliche Erträge 0,6 0,6 - - 
Personalaufwand 13,0 12,9 0,1 0,8 
Anderer Verwaltungsaufwand 5,3 5,2 0,1 1,9 
Sonstige betriebliche Aufwendungen 1,3 1,0 0,3 30,0 
Ergebnis vor Bewertung und 
Risikovorsorge 

6,4 8,1 -1,7 -21,0 

Aufwand aus Bewertung und Risikovor-
sorge 

0,8 3,3 -2,5 -75,8 

Zuführungen Fonds für allgemeine 
Bankrisiken 

2,6 2,0 0,6 30,0 

Ergebnis vor Steuern 3,0 2,8 0,2 7,1 
Steueraufwand 2,6 2,4 0,2 8,3 
Jahresüberschuss 0,4 0,4 - - 

 
Zinsüberschuss:    GuV-Posten Nr. 1 bis 4 
Provisionsüberschuss:   GuV-Posten Nr. 5 und 6 
Sonstige betriebliche Erträge:  GuV-Posten Nr. 8 und 20 
Sonstige betriebliche Aufwendungen:  GuV-Posten Nr. 11, 12, 17 und 21 
Aufwand aus Bewertung und Risikovorsorge: GuV-Posten Nr. 13 bis 16 

 
Zur Analyse der Ertragslage wird für interne Zwecke und für den überbetrieblichen Vergleich der bun-
deseinheitliche Betriebsvergleich der Sparkassenorganisation eingesetzt, in dem eine detaillierte Auf-
spaltung und Analyse des Ergebnisses der Kreissparkasse in Relation zur durchschnittlichen Bilanz-
summe erfolgt. Zur Ermittlung eines Betriebsergebnisses vor Bewertung werden die Erträge und Auf-
wendungen um periodenfremde und außergewöhnliche Posten bereinigt, die in der internen Darstel-
lung dem neutralen Ergebnis zugerechnet werden. Nach Berücksichtigung des Bewertungsergebnisses 
ergibt sich das Betriebsergebnis nach Bewertung. Unter Berücksichtigung des neutralen Ergebnisses 
und der Steuern verbleibt der Jahresüberschuss. Bei den folgenden Ausführungen wurde diese Syste-
matik zur Ermittlung der Werte zu Grunde gelegt.  

Auf dieser Basis beträgt das Betriebsergebnis vor Bewertung 0,52 % (Vorjahr 0,65 %) der durchschnitt-
lichen Bilanzsumme des Jahres 2021. Der im Lagebericht des Vorjahres prognostizierte Wert von 
0,50 % wurde somit übertroffen. Ursächlich hierfür waren u. a. ein Sachaufwand, der unter dem Planwert 
lag. Das strategische Unternehmensziel, mindestens einen Wert von 0,50 % zu erreichen, wurde somit 
erfüllt. 

Bei der Cost-Income-Ratio (CIR) zeichnete sich die Zunahme der Quote weniger stark ab als im Vorjahr 
prognostiziert. Nach 69,5 % in 2020 weist sie in 2021 einen Wert von 72,1 % auf.  

Die wichtigste Ertragsquelle der Kreissparkasse ist weiterhin das Zinsergebnis. Gemäß Betriebsver-
gleich ist dieses im vergangenen Geschäftsjahr gegenüber dem Vorjahr um 0,9 Mio. EUR bzw. 5,1 % auf 
16,6 Mio. EUR gesunken und entspricht damit den Planungen zu Jahresbeginn. Auch der Provisions-
überschuss liegt mit 8,3 Mio. EUR auf dem im Vorjahr erwarteten Niveau. 

Des Weiteren ist der Personalaufwand im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken. Der Sachaufwand lag 
mit 5,5 Mio. EUR über dem Vorjahresniveau. Zu Beginn des Jahres wurden sowohl beim Personal- als 
auch beim Sachaufwand höhere Werte erwartet. 



Abschreibungen und Wertberichtigungen nach Verrechnung mit Erträgen (Bewertung und Risikovor-
sorge) bestanden in Höhe von -0,1 Mio. EUR (Vorjahr -1,2 Mio. EUR). Während sich aus dem Kreditge-
schäft ein positives Bewertungsergebnis ergab, stellte sich das Bewertungsergebnis des Wertpapier-
geschäfts negativ dar. Nach Einbeziehung aller Ertragskomponenten einschließlich der Vorsorgereser-
ven erreichte der Jahresüberschuss einen Wert von 0,4 Mio. EUR und entspricht damit dem Vorjahres-
niveau. 

Vor dem Hintergrund des intensiven Wettbewerbs und der anhaltenden Niedrigzinsphase ist der Vor-
stand mit der Entwicklung der Ertragslage im Jahr 2021 zufrieden. Die Prognosen sind überwiegend 
eingetroffen bzw. wurden übertroffen. Unter den gegebenen wirtschaftlichen Bedingungen wird die Er-
tragslage als auskömmlich beurteilt. 

Die gemäß § 26a Absatz 1 Satz 4 KWG offenzulegende Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus Net-
togewinn (Jahresüberschuss) und Bilanzsumme, betrug im Geschäftsjahr 2021 0,02 %. 

2.5.4. Gesamtaussage zum Geschäftsverlauf und zur Lage 

Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Rahmenbedingungen sowie des intensiven Wettbewerbs be-
werten wir die Geschäftsentwicklung als zufriedenstellend. Dies drückt sich auch durch unsere bedeut-
samsten finanziellen Leistungsindikatoren und deren Entwicklung aus. Vor allem das Betriebsergebnis 
vor Bewertung entwickelte sich im Geschäftsjahr 2021 besser als erwartet und konnte so zum Erfolg und 
zur weiteren Stärkung der Eigenkapitalbasis beitragen. Die Vermögensverhältnisse der Kreissparkasse 
sind den Geschäftserfordernissen entsprechend geordnet. Die Gesamtkapitalquote nach CRR liegt so-
wohl über dem in der Strategie festgelegten als auch gemäß CRR geforderten Mindestwert und reicht 
zur Aufrechterhaltung und Ausweitung des Geschäftsbetriebes aus. Die Finanzlage entspricht den ge-
schäftlichen Erfordernissen, so dass die jederzeitige Zahlungsbereitschaft unter Berücksichtigung der 
Kredit- und Refinanzierungsmöglichkeiten auch zukünftig als gewährleistet angesehen werden kann.  

3.� Nachtragsbericht 

Die Nachtragsberichterstattung erfolgt gemäß § 285 Nr. 33 HGB im Anhang. 

4.� Risikobericht 

4.1.  Risikomanagementsystem 

In der Geschäftsstrategie werden die Ziele des Instituts für jede wesentliche Geschäftstätigkeit sowie 
die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dargestellt. Die Risikostrategie umfasst die Ziele der Risi-
kosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele. 

Die Risikoinventur umfasst die systematische Identifizierung der Risiken sowie die Einschätzung der 
Wesentlichkeit unter Berücksichtigung der mit den Risiken verbundenen Risikokonzentrationen. Basis 
der Risikoinventur bilden die relevanten Risikoarten bzw. -kategorien. 

Auf Grundlage der für das Geschäftsjahr 2021 durchgeführten Risikoinventur wurden folgende Risiken 
als wesentlich eingestuft: 
 

Risikoart Risikokategorie 

Adressenausfallrisiken Kundengeschäft 

 Eigengeschäft 

Marktpreisrisiken Zinsen (Zinsänderungsrisiko) 

 Spreads 

 Aktien 

Liquiditätsrisiken Zahlungsunfähigkeitsrisiko 

 Refinanzierungskostenrisiko 

Operationelle Risiken   

 
Der Ermittlung der periodischen Risikotragfähigkeit liegt ein Going-Concern-Ansatz zu Grunde, wo-
nach sichergestellt ist, dass auch bei Verlust des bereitgestellten Risikodeckungspotenzials die regu-
latorischen Mindestkapitalanforderungen erfüllt werden können.  



Am Jahresanfang hat der Vorstand für 2021 ein Gesamtlimit von 40 Mio. EUR bereitgestellt. Unser Ri-
sikodeckungspotenzial und die bereitgestellten Limite reichten auf Basis unserer Risikoberichte so-
wohl unterjährig als auch zum Bilanzstichtag aus, um die Risiken abzudecken. 

Zur Berechnung des gesamtinstitutsbezogenen Risikos wurden das Konfidenzniveau auf 95,0 % und 
ein Risikobetrachtungshorizont für das laufende Jahr i. d. R. bis zum Jahresultimo einheitlich festge-
legt. Alle wesentlichen Risiken mit Ausnahme des nicht rechenbaren Zahlungsunfähigkeitsrisikos wer-
den auf die entsprechenden Limite angerechnet. 

Um die Risikotragfähigkeit über den Bilanzstichtag hinaus sicherzustellen, ist in der periodischen Sicht 
ab dem dritten Quartal eine Betrachtung bis zum übernächsten Bilanzstichtag vorgesehen. Die Risiko-
tragfähigkeit wird vierteljährlich ermittelt. Wesentliche Bestandteile des bereitgestellten Risikode-
ckungspotenzials sind die Vorsorgereserven nach § 340f HGB und der Fonds für allgemeine Bankrisiken 
gemäß § 340g HGB. 
 
Das auf der Grundlage des bereitgestellten Risikodeckungspotenzials eingerichtete Limitsystem stellt 
sich zum 31. Dezember 2021 wie folgt dar: 
 

Risikoart Risikokategorie Limit Anrechnung 

TEUR TEUR % 

Adressenausfallrisiken Kunden- und Eigengeschäft 11.000 5.023 45,7 

Marktpreisrisiken Zinsen (Zinsänderungsrisiko) und 

Spreads 

20.000 7.779 38,9 

 Zinsspannen- incl. Refinanzierungsrisiko 1.000 116 11,6 

 Aktien 7.300 4.822 66,1 

Operationelle Risi-

ken  

 700 380 54,3 

Die zuständigen Abteilungen steuern die Risiken im Rahmen der bestehenden organisatorischen Rege-
lungen und der Limitvorgaben des Vorstands.  

Die der Risikotragfähigkeit zu Grunde liegenden Annahmen sowie die Angemessenheit der Methoden 
und Verfahren werden jährlich überprüft. 

Stresstests werden regelmäßig durchgeführt. Als Ergebnis dieser Simulationen ist festzuhalten, dass 
auch bei unerwarteten, aber plausiblen Ereignissen die Risikotragfähigkeit gegeben ist. Der Stresstest 
für das Szenario „Markt- und Liquiditätskrise“ zeigte eine erhebliche Risikobelastung, die sich insbeson-
dere bei den Marktpreis- und Adressrisiken ausdrückt. Die Fortführung des Geschäftsbetriebs wäre je-
doch auch bei Eintritt dieses Falls nicht gefährdet.  

Um einen möglichen etwaigen Kapitalbedarf rechtzeitig identifizieren zu können, besteht ein zukunfts-
gerichteter Kapitalplanungsprozess bis zum Jahr 2026. Dabei wurden Annahmen über die künftige Er-
gebnisentwicklung sowie den künftigen Kapitalbedarf getroffen, die sich zum Beispiel aus der Business-
planung ergeben. Für den im Rahmen der Kapitalplanung per 30. September 2021 betrachteten Zeit-
raum können die Mindestanforderungen an die Eigenmittelausstattung auch bei adversen Entwicklun-
gen vollständig eingehalten werden. Nach dem Ergebnis der Kapitalplanung besteht ein ausreichendes 
internes Kapital (einsetzbares Risikodeckungspotenzial), um die Risikotragfähigkeit im Betrachtungs-
zeitraum unter Going-Concern-Aspekten sicherstellen zu können. Danach reduziert sich das für die Ri-
sikotragfähigkeit nach MaRisk verbleibende freie Risikodeckungspotenzial leicht. Auf Basis des aktuel-
len Risikoszenarios wäre die Risikotragfähigkeit damit weiterhin darstellbar. 

Der Sicherung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit von Steuerungs- und Überwachungssystemen 
dienen die Einrichtung von Funktionstrennungen bei Zuständigkeiten und Arbeitsprozessen sowie ins-
besondere die Tätigkeit der Risikocontrolling-Funktion, der Compliance-Funktion und der Internen Re-
vision. 



Das Risikocontrolling, das aufbauorganisatorisch von Bereichen, die Geschäfte initiieren oder abschlie-
ßen, getrennt ist, hat die Funktion, die wesentlichen Risiken zu identifizieren, zu beurteilen, zu überwa-
chen und darüber zu berichten. Dem Risikocontrolling obliegt die Überprüfung der Angemessenheit der 
eingesetzten Methoden und Verfahren sowie die Errichtung und Weiterentwicklung der Risikosteue-
rungs- und –controllingprozesse. Zusätzlich verantwortet das Risikocontrolling die Umsetzung der auf-
sichtlichen und gesetzlichen Anforderungen, die Erstellung der Risikotragfähigkeitsberechnung und die 
laufende Überwachung der Einhaltung von Risikolimiten. Es unterstützt den Vorstand in allen risikopo-
litischen Fragen und ist an der Erstellung und Umsetzung der Risikostrategie maßgeblich beteiligt. Die 
Leitung der Risikocontrolling-Funktion obliegt dem Leiter der Unternehmensplanung und Steuerung. 
Unterstellt ist er dem Marktfolge-Vorstand. 

Verfahren zur Aufnahme von Geschäftsaktivitäten in neuen Produkten oder auf neuen Märkten (Neu-
Produkt-Prozess) sind festgelegt. Zur Einschätzung der Wesentlichkeit geplanter Veränderungen in der 
Aufbau- und Ablauforganisation sowie den IT-Systemen bestehen Definitionen und Regelungen. 

Das Reportingkonzept umfasst die regelmäßige Berichterstattung sowohl zum Gesamtbankrisiko als 
auch für einzelne Risikoarten. Die Berichte enthalten neben quantitativen Informationen auch eine qua-
litative Beurteilung zu wesentlichen Positionen und Risiken. Auf besondere Risiken für die Geschäfts-
entwicklung und dafür geplante Maßnahmen wird gesondert eingegangen. 

Der Risikoausschuss des Verwaltungsrats wird vierteljährlich über die Risikosituation auf der Grundlage 
des Gesamtrisikoberichts informiert. Der Vorsitzende des Risikoausschusses unterrichtet den Verwal-
tungsrat regelmäßig über die Inhalte der Sitzung. Neben der turnusmäßigen Berichterstattung ist auch 
geregelt, in welchen Fällen eine Ad-hoc-Berichterstattung zu erfolgen hat. 

Die Sparkasse setzt zur Steuerung der Zinsänderungsrisiken derivative Finanzinstrumente (Swapge-
schäfte) ein. Sie wurden in die verlustfreie Bewertung des Bankbuches einbezogen. Daneben ist die 
Sparkasse an vier Kredit-Basket-Transaktionen der Sparkassen-Finanzgruppe beteiligt. Die hieraus re-
sultierenden Kreditderivate halten wir sowohl in der Position des Sicherungsnehmers als auch als Siche-
rungsgeber. Dabei handelt es sich um in emittierte Credit Linked Notes eingebettete Credit Default 
Swaps.  

4.2. Strukturelle Darstellung der wesentlichen Risiken 

4.2.1.�Adressenausfallrisiken 

Unter dem Adressenausfallrisiko wird eine negative Abweichung vom Erwartungswert einer bilanziellen 
oder außerbilanziellen Position verstanden, die durch eine Bonitätsverschlechterung einschließlich 
Ausfall eines Schuldners bedingt ist. 

Das Ausfallrisiko umfasst die Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwartungswert, welche aus ei-
nem drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Schuldners erfolgt. 

Das Migrationsrisiko bezeichnet die Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwartungswert, da  
aufgrund der Bonitätseinstufung ein höherer Spread gegenüber der risikolosen Kurve berücksichtigt 
werden muss. 

Das Länderrisiko setzt sich zusammen aus dem bonitätsinduzierten Länderrisiko und dem Ländertrans-
ferrisiko. Das bonitätsinduzierte Länderrisiko im Sinne eines Ausfalls oder einer Bonitätsveränderung 
eines Schuldners ist Teil des Adressenrisikos im Kunden- und Eigengeschäft. Der Schuldner kann ein 
ausländischer öffentlicher Haushalt oder ein Schuldner sein, der nicht selbst ein öffentlicher Haushalt 
ist, aber seinen Sitz im Ausland und somit in einem anderen Rechtsraum hat. 

4.2.1.1.�  Adressenausfallrisiken im Kundengeschäft 
 
Die Steuerung der Adressenausfallrisiken des Kundengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 
Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der Branchen, 
der gestellten Sicherheiten sowie des Risikos der Engagements. 
 



Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 
 
-� Trennung zwischen Markt (1. Votum) und Marktfolge (2. Votum) bis in die Geschäftsverteilung des 

Vorstands 
-� Regelmäßige Bonitätsbeurteilung und Beurteilung der Kapitaldiensttragfähigkeit auf Basis aktueller 

Unterlagen 
-� Einsatz standardisierter Risikoklassifizierungsverfahren (Rating- und Scoringverfahren) in Kombina-

tion mit bonitätsabhängiger Preisgestaltung und bonitätsabhängigen Kompetenzen 
-� Interne Blankokrediteinzelobergrenzen dienen der Vermeidung von Risikokonzentrationen im Kun-

denkreditportfolio. Einzelfälle, die diese Obergrenze überschreiten, unterliegen einer verstärkten 
Beobachtung 

-� Regelmäßige Überprüfung von Sicherheiten 
-� Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens, das gewährleistet, dass bei Auftreten von signifi-

kannten Bonitätsverschlechterungen frühzeitig risikobegrenzende Maßnahmen eingeleitet werden 
können 

-� Festgelegte Verfahren zur Überleitung von Kreditengagements in die Intensivbetreuung oder Sanie-
rungsbetreuung 

-� Berechnung der Adressenausfallrisiken für die Risikotragfähigkeit mit dem Kreditrisikomodell „Cre-
dit Portfolio View“  

-� Kreditportfolioüberwachung auf Gesamthausebene mittels regelmäßigem Reporting 
 
Das Kreditgeschäft der Kreissparkasse gliedert sich in zwei große Gruppen: Das Firmenkunden- und 
das Privatkundenkreditgeschäft. 
 

Kreditgeschäft der 
Kreissparkasse 

Buchwerte* 

31.12.2021 
Mio. EUR 

31.12.2020 
Mio. EUR 

Firmenkundenkredite 478,6 458,7 

Privatkundenkredite 362,2 337,7 

Weiterleitungsdarlehen 99,5 101,0 
darunter für den Wohnungsbau 49,6 42,5 

Kommunalkredite 20,6 21,5 

Sonstige 0,1 0,1 

Gesamt 961,0 919,0 
 

                             Tabelle: Kreditgeschäft der Kreissparkasse 
                             *nach Abzug von Einzelwertberichtigungen und Vorsorgereserven 

 
Die regionale Wirtschaftsstruktur spiegelt sich auch im Kreditgeschäft der Kreissparkasse wider. Den 
Schwerpunktbereich bilden mit 45,5 % die Ausleihungen an Dienstleistungs- und Handelsunternehmen 
sowie an das verarbeitende Gewerbe. 
 
Die Größenklassenstruktur zeigt insgesamt eine breite Streuung des Ausleihgeschäfts. 11,0 % des Ge-
samtkreditvolumens im Sinne des § 19 Abs. 1 KWG entfallen auf Kreditengagements mit einem Kredit-
volumen von mehr als 7,83 Mio. EUR. 58,5 % des Gesamtkreditvolumens im Sinne des § 19 Abs. 1 KWG 
betreffen Kreditengagements mit einem Kreditvolumen bis 1,57 Mio. EUR. 

Die Kreditrisikostrategie ist ausgerichtet auf Kreditnehmer mit guten Bonitäten bzw. geringeren Aus-
fallwahrscheinlichkeiten. Dies wird durch die Neugeschäftsplanung unterstützt. Zum 31. Dezember 
2021 ergibt sich im Kundengeschäft folgende Ratingklassenstruktur: 
 

Ratingklasse Anzahl in % Volumen in % 

1 bis 9 93,5 96,0 
10 bis 15 5,3 3,3 
16 bis 18 1,2 0,7 

 
Das Länderrisiko, das sich aus unsicheren politischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen ei-
nes anderen Landes ergeben kann, ist für die Sparkasse von untergeordneter Bedeutung. Das an Kre-
ditnehmer mit Sitz im Ausland ausgelegte Kreditvolumen einschließlich Wertpapiere betrug am 31. De-
zember 2021 0,3 % des Gesamtkreditvolumens im Sinne des § 19 Abs. 1 KWG.  



Die Sicherheitenstruktur der Kreissparkasse ist geprägt durch Grundpfandrechte auf wohnwirtschaft-
lich und gewerblich genutzten Objekten. Dieser Umstand ist systembedingt und damit strategiekon-
form. 
 
Insgesamt sind wir der Auffassung, dass unser Kreditportfolio sowohl nach Branchen und Größenklas-
sen als auch nach Ratinggruppen gut diversifiziert ist. 
 
Zur Absicherung von Adressenausfallrisiken hat die Kreissparkasse drei Einzelkreditnehmer mit einem 
Kreditvolumen von insgesamt 3,7 Mio. EUR in die Sparkassen-Kreditbaskets (über die Emission von 
Originatoren-Credit Linked Notes) eingebracht. 
 
Risikovorsorgemaßnahmen sind für alle Engagements vorgesehen, bei denen nach umfassender Prü-
fung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditnehmer davon ausgegangen werden kann, dass es  
voraussichtlich nicht mehr möglich sein wird, alle fälligen Zins- und Tilgungszahlungen gemäß den ver-
traglich vereinbarten Kreditbedingungen zu vereinnahmen. Bei der Bemessung der Risikovor- 
sorgemaßnahmen werden die voraussichtlichen Realisationswerte der gestellten Sicherheiten  
berücksichtigt. Für latente Risiken im Forderungsbestand haben wir Pauschalwertberichtigungen gebil-
det. Der Vorstand wird vierteljährlich über die Entwicklung der Strukturmerkmale des Kreditportfolios, 
die Einhaltung der Limite und die Entwicklung der notwendigen Vorsorgemaßnahmen für Einzelrisiken 
schriftlich unterrichtet. Eine Ad-hoc-Berichterstattung ergänzt bei Bedarf das standardisierte Verfah-
ren. 
 

Art der  
Risikovorsorge 

Anfangsbestand  
per 01.01.2021 

Zuführung Auflösung Verbrauch 
Endbestand  

per 31.12.2021 

  TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 

Einzelwert- 
berichtigungen 4.441 197 531 176 3.931 

Rückstellungen* 97 8 57 4 44 

Pauschalwert- 
berichtigungen 1.729 - 124 - 1.605 

Pauschale Rück-
stellung* - 386 - - 386 
Gesamt 6.267 591 712 180 5.966 

* Für nicht in der Bilanz enthaltene Geschäfte  

 
Mit Blick auf den vom IDW am 13. Dezember 2019 veröffentlichten und ab dem Geschäftsjahr 2022 
verpflichtend anzuwendenden RS BFA 7 zur Bemessung von Pauschalwertberichtigungen haben wir 
eine Pauschalwertberichtigung (PWB) in Höhe des erwarteten Verlustes über einen Betrachtungszeit-
raum von 12 Monaten gebildet, der sich im Wesentlichen an dem auch für Zwecke des internen Risiko-
managements ermittelten und verwendeten Wert orientiert. Das Verfahren für die Bildung der PWB ist 
im Anhang zum Jahresabschluss erläutert. 
 
Die Erhöhung der Summe aus PWB und pauschaler Rückstellung geht im Wesentlichen auf eine Anpas-
sung des Ermittlungsverfahrens zurück. 

4.2.1.2.� Adressenausfallrisiken im Eigengeschäft 
 
Die Adressenausfallrisiken im Eigengeschäft umfassen die Gefahr einer negativen Abweichung vom Er-
wartungswert, welche einerseits aus einem drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Emit-
tenten oder eines Kontrahenten (Ausfallrisiko) resultiert, andererseits aus der Gefahr entsteht, dass sich 
im Zeitablauf die Bonitätseinstufung (Ratingklasse) des Schuldners innerhalb der Ratingklassen 1 bis 
16 (gemäß Sparkassenlogik) ändert und damit ein möglicherweise höherer Spread gegenüber der risi-
kolosen Zinskurve berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko). Dabei unterteilt sich das Kontrahen-
tenrisiko in ein Wiedereindeckungsrisiko und ein Erfüllungsrisiko. Zudem gibt es im Eigengeschäft das 
Risiko, dass die tatsächlichen Restwerte der Emissionen bei Ausfall von den prognostizierten Werten 
abweichen. Ferner beinhalten Aktien eine Adressenrisikokomponente. Diese besteht in der Gefahr einer 
negativen Wertveränderung aufgrund von Bonitätsverschlechterung oder Ausfall des Aktienemittenten. 



 
Die Steuerung der Adressenausfallrisiken des Eigengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 
Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der Branchen 
sowie des Risikos der Engagements. 
 
Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 
 
- Festlegung von Limiten je Partner (Emittenten- und Kontrahentenlimite) 
- Regelmäßige Bonitätsbeurteilung der Vertragspartner anhand von externen Ratingeinstufungen so-

wie eigenen Analysen 
- Berechnung des Adressenausfallrisikos für die Risikotragfähigkeit mit dem Kreditrisikomodell „Cre-

dit Portfolio View" 
 
Die Eigengeschäfte umfassen zum Bilanzstichtag ein Volumen von 407,4 Mio. EUR (Kurswert). Wesent-
liche Positionen sind dabei die Schuldverschreibungen und Anleihen (221,9 Mio. EUR), und Wertpapier-
spezialfonds (167,6 Mio. EUR). 
 
Dabei zeigt sich nachfolgende Ratingverteilung (in Mio. EUR): 
 

Externes Rating 
AAA bis 
BBB 

BBB- bis 
BB+ 

B+ bis C D ungeratet 

Ratingklassen 1 - 3 4 - 6 7 - 9 10 - 15 - 

31.12.2021 294,1 61,2 5,8 4,1 42,2 

31.12.2020 275,0 51,8 7,8 1,4 25,1 

 
Es bestehen Forderungen an Unternehmen im Haftungsverbund, die zum Jahresende rund 
159,8 Mio. EUR ergaben. 

4.2.2.�Marktpreisrisiken 

Das Marktpreisrisiko wird definiert als Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwartungswert einer 
bilanziellen oder außerbilanziellen Position, welche sich aus der Veränderung von Risikofaktoren 
ergibt. 
 
Die Steuerung der Marktpreisrisiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie unter besonderer 
Berücksichtigung der festgelegten Limite und der vereinbarten Anlagerichtlinien für Spezialfonds. 

4.2.2.1. Marktpreisrisiken aus Zinsen (Zinsänderungsrisiken) 
 
Das Zinsänderungsrisiko wird definiert als die Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwartungswert 
einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position, welche sich aus der Veränderung der risiko- 
losen Zinskurve ergibt. Ferner ist die Gefahr einer unerwarteten Rückstellungsbildung bzw. -erhöhung 
im Rahmen der verlustfreien Bewertung des Bankbuchs gemäß IDW RS BFA 3 n. F. zu berücksichtigen. 
Im Sinne dieser Definition werden alle zinstragenden Positionen des Anlagebuchs betrachtet. Ebenso 
Teil des Zinsänderungsrisikos ist das Risiko, dass der geplante Zinskonditions- bzw. Strukturbeitrag un-
terschritten wird. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Periodische Ermittlung, Überwachung und Steuerung der Zinsänderungsrisiken des Anlagebuchs 
mittels der IT-Anwendung Integrierte Zinsbuchsteuerung Plus mittels Simulationsverfahren auf Ba-
sis verschiedener Risikoszenarien (Haltedauer 12 Monate, Konfidenzniveau 95,0 %). Die größte ne-
gative Auswirkung (Summe der Veränderung des Zinsüberschusses und des zinsinduzierten Bewer-
tungsergebnisses bis zum Jahresende) im Vergleich zum Planszenario stellt das Szenario dar, wel-
ches auf das Risikotragfähigkeitslimit angerechnet wird 

-� Betrachtung des laufenden Geschäftsjahres und der fünf Folgejahre bei der Bestimmung der Aus-
wirkungen auf das handelsrechtliche Ergebnis 



-� Ermittlung des Verlustrisikos (Value-at-Risk) für den aus den Gesamtzahlungsströmen errechneten 
Barwert auf Basis der historischen Simulation der Marktzinsänderungen. Die negative Abweichung 
der Performance innerhalb der nächsten 63 Tage (Haltedauer) von diesem statistisch erwarteten 
Wert wird mit einem Konfidenzniveau von 99,0 % berechnet. Zur Beurteilung des Zinsänderungs-
risikos orientiert sich die Kreissparkasse an einer definierten Benchmark (angelehnt an die Struktur 
des gleitenden 10-Jahresdurchschnitts). Abweichungen zeigen ggf. einen Bedarf an Steuerungs-
maßnahmen auf und dienen als zusätzliche Information für zu tätigende Neuanlagen, Verkäufe bzw. 
Absicherungen (u. a. durch Swapgeschäfte) 

-� Aufbereitung der Cashflows für die Berechnung von wertorientierten Kennzahlen zu Risiko und Er-
trag sowie des Zinsrisikokoeffizienten gemäß § 25a Abs. 2 KWG und BaFin-Rundschreiben 6/2019 
vom 06. August 2019 

-� Regelmäßige Überprüfung, ob bei Eintritt des unterstellten Risikoszenarios eine Rückstellung ge-
mäß IDW RS BFA 3 n. F. zu bilden wäre 

 
Im Rahmen der Gesamtbanksteuerung wurden zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken neben  
bilanzwirksamen Instrumenten in Form langfristiger Refinanzierungen auch derivative Finanzinstru-
mente in Form von Zinsswaps eingesetzt (vgl. Angaben im Anhang zum Jahresabschluss).  
 
Auf Basis des Rundschreibens 6/2019(BA) der BaFin vom 6. August 2019 (Zinsänderungsrisiken im  
Anlagebuch) haben wir zum Stichtag 31. Dezember 2021 die barwertige Auswirkung einer Ad-hoc-Paral-
lelverschiebung der Zinsstrukturkurve um + bzw. - 200 Basispunkte errechnet. 
 

Währung 

Zinsänderungsrisiken 

Zinsschock 
(+200 / -200 BP) 

+200 BP -200 BP 

TEUR -28.294,2 -3.058,9 

4.2.2.2. Marktpreisrisiken aus Spreads 
 
Das Spreadrisiko wird allgemein definiert als die Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwartungs-
wert einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position, welche sich aus der Veränderung von Spreads 
bei gleichbleibendem Rating ergibt. Dabei wird unter einem Spread der Aufschlag auf eine risikolose 
Zinskurve verstanden. Der Spread ist unabhängig von der zu Grunde liegenden Zinskurve zu sehen, 
d. h. ein Spread in einer anderen Währung wird analog einem Spread in Euro behandelt. 
 
Im Sinne dieser Definition ist also eine Spread-Ausweitung, die sich durch eine Migration ergibt, dem 
Adressenausfallrisiko zuzuordnen. Implizit enthalten im Spread ist auch eine Liquiditätskomponente. 
 
Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 
 
-� Regelmäßige Ermittlung der Marktpreisrisiken aus verzinslichen Positionen mittels Szenarioana-

lyse (Haltedauer 12 Monate, Konfidenzniveau 95,0 %) 
-� Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 
-� Anrechnung der ermittelten Risiken auf die bestehenden Risikolimite 

4.2.2.3. Aktienkursrisiken 
 
Das Marktpreisrisiko aus Aktien wird definiert als die Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwar-
tungswert einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position, welche sich aus der Veränderung von Ak-
tienkursen ergibt. Neben dem Marktpreisrisiko beinhalten Aktien auch eine Adressenrisikokompo-
nente. 
 
Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 
 
-� Regelmäßige Ermittlung der Marktpreisrisiken aus Aktien mittels Szenarioanalyse  

(Haltedauer 12 Monate, Konfidenzniveau 95,0 %) 
-� Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 
-� Anrechnung der ermittelten Risiken auf die bestehenden Risikolimite 
 



Aktien werden in einem überschaubaren Umfang zurzeit ausschließlich in den Spezial- und Publikums-
fonds gehalten. Die Spezialfonds mit Aktienanteil werden unter anderem durch festgelegte Vermö-
gensuntergrenzen gesteuert, die sich aus dem zur Verfügung gestellten Risikokapital ableiten. Das Ri-
sikokapital wird vor dem Hintergrund der Risikotragfähigkeit festgelegt und überwacht. 

4.2.3. Liquiditätsrisiken 

Das Liquiditätsrisiko setzt sich allgemein aus dem Zahlungsunfähigkeits- und dem Refinanzierungsri-
siko zusammen. Das Liquiditätsrisiko umfasst in beiden nachfolgend definierten Bestandteilen auch das 
Marktliquiditätsrisiko. Dieses ist das Risiko, dass aufgrund von Marktstörungen oder unzulänglicher 
Markttiefe Finanztitel an den Finanzmärkten nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt und/oder nicht zu 
fairen Preisen gehandelt werden können.  
 
Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko stellt die Gefahr dar, Zahlungsverpflichtungen nicht in voller Höhe oder 
nicht fristgerecht nachzukommen. 
 
Das Refinanzierungsrisiko ist definiert als die Gefahr einer negativen Abweichung vom Erwartungswert 
der Refinanzierungskosten. Dabei sind sowohl negative Effekte aus veränderten Marktliquiditäts-
spreads als auch aus einer adversen Entwicklung des eigenen Credit-Spreads maßgeblich. Zum anderen 
beschreibt es die Gefahr, dass negative Konsequenzen in Form höherer Refinanzierungskosten durch 
ein Abweichen von der erwarteten Refinanzierungsstruktur eintreten. 
 
Die Steuerung der Liquiditätsrisiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 
 
Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 
 
-� Regelmäßige Ermittlung und Überwachung der Liquiditätsdeckungsquote gemäß Art. 412 CRR 

i. V. m. der deIVO 2015/61 
-� Regelmäßige Ermittlung der Survival Period und Festlegung einer Risikotoleranz 
-� Diversifikation der Vermögens- und Kapitalstruktur 
-� Regelmäßige Erstellung von Liquiditätsübersichten auf Basis einer hausinternen Liquiditätspla-

nung, in der die erwarteten Mittelzuflüsse den erwarteten Mittelabflüssen gegenübergestellt wer-
den 

-� Tägliche Disposition der laufenden Konten 
-� Liquiditätsverbund mit Verbundpartnern der Sparkassenorganisation 
-� Definition eines sich abzeichnenden Liquiditätsengpasses sowie eines Notfallplans 
-� Erstellung einer Refinanzierungsplanung 
-� Ermittlung des Refinanzierungsrisikos in Form des zur Abdeckung eines mittels Szenarioanalyse 

ermittelten Liquiditätsbedarfs über den Risikohorizont resultierenden Aufwands 
-� Regelmäßige Darstellung der Refinanzierungsquellen 
 
Die Kreissparkasse hat einen Refinanzierungsplan aufgestellt, der die Liquiditätsstrategie und die Risi-
koneigung angemessen widerspiegelt. Der Planungshorizont umfasst den Zeitraum von drei Jahren. 
Grundlage des Refinanzierungsplans sind die geplanten Entwicklungen im Rahmen der strategischen 
Ziele und des wirtschaftlichen Umfelds. Darüber hinaus wird auch ein Szenario unter Berücksichtigung 
adverser Entwicklungen durchgeführt.  
 
Unplanmäßige Entwicklungen, wie z. B. vorzeitige Kündigungen sowie Zahlungsunfähigkeit von Ge-
schäftspartnern, werden dadurch berücksichtigt, dass im Rahmen der Risiko- und Stressszenarien so-
wohl ein Abfluss von Kundeneinlagen als auch eine erhöhte Inanspruchnahme offener Kreditlinien si-
muliert wird. An liquiditätsmäßig engen Märkten ist die Kreissparkasse nicht investiert.  
 
Im Risikofall beträgt die Survival Period der Kreissparkasse zum Bilanzstichtag mehr als 24 Monate und 
liegt somit über dem in der Geschäftsstrategie festgelegten Mindestzeitraum von fünf Monaten. 
 
Die Zahlungsfähigkeit der Kreissparkasse war im Geschäftsjahr jederzeit gegeben. 



4.2.4. Operationelle Risiken 

Unter operationellen Risiken versteht die Kreissparkasse die Gefahr von Schäden, die in Folge der Un-
angemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Mitarbeitern, der internen Infrastruktur 
oder in Folge externer Einflüsse eintreten können.  

Die Steuerung der operationellen Risiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 
 
-� Regelmäßige Schätzung von operationellen Risiken auf Basis der szenariobezogenen Schätzung 

von risikorelevanten Verlustpotenzialen 
-� Regelmäßiger Einsatz einer Schadensfalldatenbank zur Sammlung und Analyse eingetretener Scha-

densfälle 
-� Regelmäßige Messung operationeller Risiken mit der IT-Anwendung „OpRisk-Schätzverfahren“ auf 

der Grundlage von bei der Kreissparkasse sowie überregional eingetretener Schadensfällen 
-� Erstellung von Notfallplänen, insbesondere im Bereich der IT 
 
Systembedingt bestehen durch die erhöhte Nutzung von IT-Anwendungen des Sparkassenverbundes 
bzw. der S-Rating und Risikosysteme GmbH Abhängigkeiten im Falle eines Ausfalls der IT. 

4.3.� Gesamtbeurteilung der Risikolage 

Wir verfügen über ein dem Umfang der Geschäftstätigkeit entsprechendes System zur Steuerung, Über-
wachung und Kontrolle der vorhandenen Risiken gemäß § 25a KWG. Durch das Risikomanagement und 
-controlling der Kreissparkasse können frühzeitig die wesentlichen Risiken identifiziert und gesteuert 
sowie Informationen an die zuständigen Entscheidungsträger weitergeleitet werden.  

In 2021 bewegten sich die Risiken jederzeit innerhalb der vom Vorstand vorgegebenen Limite. Das Ge-
samtbanklimit war am Bilanzstichtag mit 45,3 % ausgelastet. Demnach war und ist die Risikotragfähig-
keit derzeit gegeben. Die durchgeführten Stresstests zeigen, dass auch außergewöhnliche Ereignisse 
durch das vorhandene Risikodeckungspotenzial abgedeckt werden können. 

Auf Basis der durchgeführten Kapitalplanung per 30. September 2021 ist bei den bestehenden Eigen-
mittelanforderungen bis zum Ende des Planungshorizonts keine Einschränkung der Risikotragfähigkeit 
zu erwarten.  

Bestandsgefährdende oder entwicklungsbeeinträchtigende Risiken sind nicht erkennbar. Risiken der 
künftigen Entwicklung bestehen durch die Regulatorik und die durch die anhaltende Niedrigzinsphase 
weiter rückläufige Ertragslage. Auch die zum Erstellungszeitpunkt immer noch nicht beendete Covid-
19-Krise kann die Risikolage der Kreissparkasse verändern.  

Die Auswirkungen der Covid-19-Krise haben wir im Einklang mit unserem internen Reporting bei der 
Darstellung der Risiken berücksichtigt. 

Die Kreissparkasse nimmt am Risikomonitoring des Verbands teil. Die Erhebung erfolgt dreimal jährlich. 
Dabei werden die wichtigsten Risikomesszahlen auf Verbandsebene ausgewertet und die Entwicklungen 
beobachtet. Jede Sparkasse wird insgesamt bewertet und einer von vier Monitoringstufen zugeordnet. 
Die Kreissparkasse Halle (Westf.) ist der besten Bewertungsstufe zugeordnet.  

Unter Berücksichtigung aller Erkenntnisse aus der Risikosteuerung beurteilen wir unsere Risikolage ins-
gesamt als ausgewogen. 



5.� Prognose- und Chancenbericht 

5.1.  Rahmenbedingungen 
 
Der Internationale Währungsfonds (IWF) rechnet mit einer Zunahme der Weltproduktion (BIP) um 4,4 % 
und einem Anstieg des Welthandels um 6,0 % im Jahr 2022. Im Folgejahr erwartet der IWF ein BIP-
Wachstum von 3,8 %. Dies entspricht einem erneuten starken Wachstum der Weltwirtschaft im 
Jahr 2022 und einer Normalisierung auf Vor-Krisen-Niveau in 2023. Für Deutschland erwarten die gro-
ßen deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute in ihren vor dem Jahreswechsel veröffentlichten Progno-
sen eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 3,5 % bis 4,0 % im laufenden und 1,8 % bis 
3,3 % im kommenden Jahr. Die steigende Nachfrage bei gleichzeitigen Produktionsengpässen hat dazu 
geführt, dass der Auftragsbestand seit Juni 2020 stetig gestiegen ist und im Dezember 2021 einen 
neuen Rekordwert erreicht hat. Angesichts einer Auftragsreichweite von 7,7 Monaten sind die Aussich-
ten für eine dynamische Entwicklung der Industrieproduktion sehr gut. 
 
Ein Großteil der prognostizierten BIP-Zunahme im Jahr 2022 dürfte auf den privaten Konsum entfallen. 
Da die privaten Haushalte in der Pandemie aufgrund der eingeschränkten Konsummöglichkeiten in gro-
ßem Umfang zusätzliche Ersparnis gebildet haben, stehen erhebliche Mittel zur Verfügung, die für einen 
zusätzlichen bzw. nachgeholten Konsum genutzt werden könnten und - nach den Erfahrungen im zwei-
ten Quartal 2021 - wohl auch genutzt werden. Die großen deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute 
prognostizieren im Gesamtjahr 2022 einen Anstieg der privaten Konsumausgaben um +4,7 % bis 7,6 %. 
Die Sparquote dürfte sich nach dem Rückgang auf jahresdurchschnittlich 15,0 % im vergangenen Jahr 
nunmehr stärker reduzieren. Die Prognosen bewegen sich für 2022 in der Spanne von 9,6 % bis 12,2 %, 
für 2023 zwischen 7,9 % und 11,5 %.  
 
Der Erholungsprozess auf dem deutschen Arbeitsmarkt wird sich nach Einschätzung der meisten Wirt-
schaftsforscher mit einer gewissen Schwächephase im Winter 2021/2022 weiter fortsetzen. Nach Anga-
ben der Bundesagentur für Arbeit sind Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung bis Januar saisonberei-
nigt weiter gesunken, die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, für die Daten bis November vor-
liegen, hat in saisonbereinigter Rechnung kräftig zugenommen. Die Nachfrage nach Arbeitskräften blieb 
bis zuletzt hoch. Für das Gesamtjahr 2022 erwarten die Konjunkturforscher einen Rückgang der Arbeits-
losenquote auf 5,2 % bis 5,3 % und einen Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen auf über 45 Millionen 
(+0,6 % bis +1,0 %). 
 
Die ostwestfälischen Unternehmen bewerteten in der IHK-Herbstumfrage 2021 die zu erwartende Ge-
schäftslage deutlich positiver als noch zu Beginn des Jahres. Diese Entwicklung wird von einer Ab-
nahme des Anteils getragen, der in Zukunft von einer schlechteren wirtschaftlichen Lage ausgeht  
(-9,2 %-Punkte). Gleichzeitig erhöht sich die Anzahl der Unternehmen mit Erwartung einer besseren 
Geschäftslage (+6,2 %-Punkte). Demnach wird die Konjunktur in Ostwestfalen weiter an Fahrt gewin-
nen. Als Risiko für die wirtschaftliche Entwicklung werden insbesondere von den Industriebetrieben 
die Rohstoffpreise genannt. Darüber hinaus stellt für 62 % der Unternehmen der Fachkräftemangel 
ein weiteres Geschäftsrisiko dar.  
 
Den Prognosen der Mehrheit der großen Wirtschaftsforschungsinstitute zufolge werden die Verbrau-
cherpreise in Deutschland 2022 mit +2,3 % bis +4,0 % und in 2023 mit +1,8 % bis +2,5 % zwar voraus-
sichtlich weniger stark steigen als in 2021 (+3,1 %), aber dennoch weit stärker als in den Jahren zuvor. 
Die Gründe dafür sind vielfältig. So haben sich die deutlich gestiegenen Energie- und Rohstoffpreise 
bislang erst teilweise in höheren Verbraucherpreisen niedergeschlagen; die preissteigernd wirkenden 
Lieferengpässe werden nur schrittweise überwunden werden und schließlich könnte aufgrund der er-
zwungenen Konsumzurückhaltung und der erhöhten Ersparnisbildung die Zahlungsbereitschaft der 
Verbraucher künftig höher ausfallen. Auf mittlere Sicht besteht das Risiko, dass sich der höhere Preis-
druck aufgrund steigender Inflationserwartungen verfestigt. In der Eurozone erwartet die EZB nach ei-
nem allgemeinen Preisanstieg um 2,6 % im vergangenen Jahr eine Beschleunigung auf 3,2 % in 2022, 
sowie +1,8 % in den beiden Folgejahren. In der Pressekonferenz zur Erläuterung der geldpolitischen 
Entscheidungen am 3. Februar 2022 räumte die EZB jedoch ein, dass die Inflation länger erhöht bleiben 
werde als bislang erwartet. Im Laufe des Jahres 2022 werde sie aber zurückgehen. 



 
Auch zu Jahresbeginn 2022 bleiben alle Einschätzungen zur weiteren Entwicklung der Pandemie und 
damit auch der wirtschaftlichen Aussichten mit einer hohen Unsicherheit behaftet. Das zeigte die Ent-
wicklung im vergangenen Jahr sehr deutlich, als sich die Hoffnung einer Überwindung der Pandemie in 
2021 nicht erfüllt hat. Neben der Unsicherheit über den weiteren Pandemieverlauf stellt sich derzeit die 
Frage, ob und in welchem Zeitraum die Beschaffungsprobleme weiterhin die Industrieproduktion aber 
auch die Bautätigkeit behindern. Für 2022 kommt als besonderer Risikofaktor die weitere Entwicklung 
der geopolitischen Lage hinzu. Die Folgen aus der derzeitigen Situation in der Ukraine sind in den vo-
rangestellten Zahlen noch nicht enthalten und lassen sich gegenwärtig noch nicht abschließend beur-
teilen. Nach aktuellen Einschätzungen werden sich die Wachstumsaussichten Deutschlands jedoch ver-
schlechtern, da die Auswirkungen des Russland-Ukraine-Konfliktes die bestehenden Störungen in den 
Lieferketten und den Inflationsdruck durch die steigenden Energiepreise verstärken. 
 
Eine Reihe von Notenbanken hat in 2021 begonnen, den außergewöhnlich hohen Expansionsgrad der 
Geldpolitik etwas zurückzunehmen. Die Federal Reverse, die ihre Bilanzsumme in 2021 noch massiv aus-
geweitet hat, richtet ihr Augenmerk inzwischen stärker auf die Inflation und hat Zinserhöhungen in Aus-
sicht gestellt. Die Helaba hat ihre Prognose zur Inflationsentwicklung in den USA auf +5,1 % (zuvor 
+4,8 %) angepasst und erwartet nun, dass die Fed ihren Leitzins in 2022 mindestens fünfmal um 0,25 %-
Punkte anheben wird. Der geldpolitische Schwenk der Fed und der starke Anstieg der Inflation in der 
Eurozone setzen die EZB zunehmend in Zugzwang. Zwar hat sich die EZB in ihrer offiziellen Kommuni-
kation bislang sehr abwartend gezeigt und eine rasche Zinswende bislang verneint. Die Äußerungen im 
Umfeld der EZB nehmen jedoch ebenso wie der öffentliche Druck zu, dem Inflationsrisiko eine stärkere 
Bedeutung zuzumessen. Auch wenn die EZB Ende März 2022 die Nettoankäufe im Rahmen des Pande-
mie-Notfallkaufprogramms PEPP einstellen wird, hat sie ein generelles Ende der Nettokäufe bislang 
nicht angekündigt. Da eine Zinserhöhung gemäß ihrer Forward Guidance erst danach erfolgen wird, war 
bislang nicht mit einer Anhebung der Leitzinsen in 2022 zu rechnen.  
 
Für die Bankenbranche folgt daraus, dass sie zunächst auch weiterhin in einem anhaltenden Niedrig- 
und Negativzinsumfeld agieren muss, auch wenn eine Zinswende näher rückt. Für das stark zinsabhän-
gige Geschäftsmodell der Sparkasse bedeutet dies, dass die im Abschnitt „Gesamtwirtschaftliche Rah-
menbedingungen“ bzw. „Branchenumfeld 2021“ dargestellten Entwicklungen der Zins- und Provisions-
erträge sowie der Verwaltungsaufwendungen voraussichtlich auch das Geschäftsjahr 2022 prägen wer-
den. Eine Einschätzung zur Entwicklung der Risikovorsorge im Kreditgeschäft unterliegt den gleichen 
Unsicherheiten wie die Prognose zur Wirtschaftsentwicklung. Zwar ist die befürchtete Insolvenzwelle 
bislang ausgeblieben. Je nach Branche muss jedoch mit Insolvenzen insbesondere in den Branchen ge-
rechnet werden, die sowohl durch die Pandemie stark betroffen sind wie auch durch die zunehmende 
Konkurrenz durch Onlineanbieter. Laut Münchener ifo-Institut sehen sich beispielsweise bei den Reise-
büros und -veranstaltern fast drei Viertel der Unternehmen in ihrer Existenz bedroht. Über alle Branchen 
hinweg sieht sich knapp jedes siebte Unternehmen existenziell gefährdet.  

Die nachfolgenden Einschätzungen haben Prognosecharakter. Sie stellen unsere Einschätzungen der 
wahrscheinlichsten künftigen Entwicklung auf Basis der uns zum Zeitpunkt der Erstellung des Lagebe-
richts zur Verfügung stehenden Informationen dar. Da Prognosen mit Unsicherheit behaftet sind bzw. 
sich durch die Veränderungen der zugrundeliegenden Annahmen als unzutreffend erweisen können, ist 
es möglich, dass die tatsächlichen künftigen Ergebnisse gegebenenfalls deutlich von den zum Zeit-
punkt der Erstellung des Lageberichts getroffenen Erwartungen über die voraussichtlichen Entwicklun-
gen abweichen. 

Der Prognosezeitraum umfasst das auf den Bilanzstichtag folgende Geschäftsjahr. 

Als Risiken im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse gesehen, die 
zu einer für die Kreissparkasse negativen Prognose- bzw. Zielabweichung führen können. Die Risiken 
liegen, neben den in der Risikoberichterstattung dargestellten unternehmerischen und banküblichen 
Gefahren, hauptsächlich in einem Nachlassen der wirtschaftlichen Dynamik und einem weiter fallenden 
Zinsniveau. Ferner kann nicht ausgeschlossen werden, dass erneute Schocks im Finanzsystem die real-
wirtschaftliche Entwicklung beeinträchtigen können. 

Als Chancen im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse gesehen, 
die zu einer für die Kreissparkasse positiven Prognose- bzw. Zielabweichung führen können. Chancen 
sehen wir vor allem in einer besser als erwartet laufenden Konjunktur, insbesondere aufgrund der regen 
Nachfrage nach Wohnungen und Büroflächen, die die Bautätigkeit stärker als prognostiziert ankurbeln 
könnte. Dies würde zu einer stärkeren Kreditnachfrage und einem Anstieg des Zinsüberschusses führen. 



5.2. Geschäftsentwicklung 

Unter Würdigung der für die Entwicklung des Kreditgeschäftes relevanten Faktoren und Rahmenbedin-
gungen und unter Berücksichtigung eines stark umkämpften Marktes planen wir im Kreditgeschäft mit 
einem stichtagsbezogenen Wachstum der Forderungen an Kunden von 1,7 %. 

Das bilanzwirksame Einlagengeschäft wird wahrscheinlich weiterhin von dem extrem niedrigen Zinsni-
veau geprägt sein. Vor dem Hintergrund der erwarteten konjunkturellen Entwicklung erwarten wir für 
2022 keine Veränderung des Bestandes bilanzwirksamer Kundengelder.  

Insgesamt erwarten wir einen Einlagenbestand, der mindestens unserem bisherigen Marktanteil ent-
spricht. Im Rahmen unserer Geschäftsstrategie betrachten wir die Vermögensentwicklung unserer Kun-
den insgesamt und planen mit einer Steigerung der gesamten Kundengelder (inklusive Wertpapierver-
mögen) von 1,3 %. 

Bei der Bilanzsumme erwarten wir aufgrund der vorgenannten Entwicklungen im Kredit- und Einlagen-
geschäft für das Folgejahr einen Anstieg von 0,6 %. 

Im Dienstleistungsgeschäft setzen wir unsere vertrieblichen Aktivitäten nachhaltig fort. Vor dem Hinter-
grund der erwarteten Rahmenbedingungen planen wir gegenüber dem Vorjahr insgesamt mit höheren 
Absatzzahlen im Vermittlungsgeschäft. 

5.3. Finanzlage 

Aufgrund unserer vorausschauenden Finanzplanung gehen wir davon aus, dass auch im Prognosezeit-
raum die Zahlungsbereitschaft gewährleistet ist und die bankaufsichtlichen Anforderungen sowie die in 
der Geschäftsstrategie festgelegten Zielwerte der LCR und Survival Period eingehalten werden können. 

Für das Jahr 2022 sind keine größeren Investitionen geplant. 

5.4.  Ertrags- und Vermögenslage 
 
Bei der Prognose des Zinsüberschusses betrachten wir auf Basis von Betriebsvergleichszahlen sowohl 
die Entwicklung der Konditionsbeträge aus dem Kundengeschäft als auch die angenommenen Zinszah-
lungen aus unseren eigenen Wertpapieranlagen. Aufgrund eines erwarteten Mehrertrags aus den Wert-
papiergeschäft rechnen wir mit einem um 0,2 Mio. EUR erhöhten Zinsüberschuss im Jahr 2022. 
 
Beim Provisionsüberschuss gehen wir für das nächste Jahr von einer leichten Steigerung von 
ca. 0,2 Mio. EUR aus, die sich durch diverse Dienstleistungspositionen ergibt.  
 
Trotz unseres stringenten Kostenmanagements wird der Sachaufwand um 0,2 Mio. EUR steigen. Die 
tendenziell steigenden Personalkosten wollen wir durch ein stringentes Personalmanagement in Gren-
zen halten.  
 
Insgesamt ergibt sich unter Berücksichtigung der vorgestellten Annahmen für das Jahr 2022 ein leicht 
steigendes Betriebsergebnis vor Bewertung von rund 0,53 % der jahresdurchschnittlichen Bilanz-
summe. Das strategische Unternehmensziel, mindestens einen Wert von 0,50 % zu erreichen, wird da-
mit im kommenden Jahr voraussichtlich erfüllt. 
 
Das Bewertungsergebnis im Kreditgeschäft ist aufgrund der konjunkturellen Entwicklung nur mit gro-
ßen Unsicherheiten zu prognostizieren. Bei der Risikovorsorge für das Kreditgeschäft erwarten wir 
- nach den Auflösungen im Vorjahr - ein insgesamt negatives Bewertungsergebnis.  
 
Aus den eigenen festverzinslichen Wertpapieren sowie den weiteren Eigenanlagen in Spezialfonds 
rechnen wir mit einem ausgeglichenen Bewertungsergebnis. Das sonstige Bewertungsergebnis ist von 
untergeordneter Bedeutung. 
 
Aufgrund der zuvor genannten Entwicklungen erwarten wir bei der CIR für 2022 ein Verhältnis von 
72,2 %. 
 



Die prognostizierte Entwicklung der Ertragslage ermöglicht eine weitere Stärkung der Eigenmittel. Die 
aufsichtliche Mindest-Gesamtkapitalquote unter Berücksichtigung des aktuell vorgeschriebenen Min-
destwertes nach der CRR von 8,0 % zuzüglich des Kapitalerhaltungspuffers und des SREP-Zuschlags 
bzw. der aufsichtlichen Eigenmittelzielkennziffer, wird voraussichtlich mit einem Wert von mindestens 
15,99 % überschritten. 

Insbesondere bei einer konjunkturellen Abschwächung könnten sich gleichwohl weitere Belastungen für 
die künftige Ergebnis- und Kapitalentwicklung ergeben. Des Weiteren können sich aufgrund regulatori-
scher Verschärfungen für die Finanzwirtschaft (Vereinheitlichung der Einlagensicherung, Basel III-
Regelungen, Meldewesen) weitere Belastungen ergeben, die sich auf die Ergebnis- und Kapitalentwick-
lung der Kreissparkasse negativ auswirken können. 

Mit Blick auf die Allgemeinverfügung der BaFin zur Erhöhung des antizyklischen Kapitalpuffers bzw. ih-
rer Absicht, kurzfristig einen sektoralen Systemrisikopuffer für Wohnimmobilienkredite einzuführen, ist 
absehbar, dass im Verlauf des Jahres 2023 erhöhte Eigenmittelanforderungen zu erfüllen sind. Auf Basis 
unseres aktuellen Kenntnisstandes über die Maßnahmen der BaFin und unserer aktuellen Ergebnis- und 
Kapitalplanung gehen wir davon aus, dass wir auch diese Anforderung erfüllen werden. 

5.5. Gesamtaussage 

Die Prognose für das Geschäftsjahr 2022 lässt insgesamt erkennen, dass das hinsichtlich Wettbewerbs-
situation und Zinslage weiterhin belastete Umfeld auch Einfluss auf die Entwicklung der Kreissparkasse 
nehmen wird.  

Bei der prognostizierten Entwicklung der Ertragslage sollte eine weitere Stärkung der Eigenmittel ge-
sichert sein.  

Unsere Perspektiven für das neue Jahr beurteilen wir in Bezug auf die aufgezeigten Rahmenbedingun-
gen und unsere bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren zusammengefasst als stabil.  

Aufgrund unserer vorausschauenden Finanzplanung gehen wir auch davon aus, dass im Prognosezeit-
raum die Risikotragfähigkeit und die Einhaltung aller bankaufsichtlichen Kennziffern durchgängig ge-
währleistet sind. 

Die Auswirkungen aus der derzeitigen Situation in der Ukraine lassen sich gegenwärtig noch nicht ab-
schließend beurteilen und können zu einer abweichenden Einschätzung führen. 

 
  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2021 

 
 

(gekürzte Fassung) 
 
 
Die vollständige Offenlegung erfolgt im 

elektronischen Bundesanzeiger. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der vollständige Jahresabschluss wurde von der Prüfungsstelle des Sparkassenverbandes 
Westfalen-Lippe, Münster, mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen und 
im elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht. 
 
Anmerkungen gem. § 322 Abs. 3 Satz 2 HGB wurden nicht gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 

 



Aktivseite Jahresbilanz zum 31. Dezember 2021
31.12.2020

EUR EUR EUR TEUR
1. Barreserve

a) Kassenbestand 5.503.602,30 7.790
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 108.417.848,65 194.219

113.921.450,95 202.009
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche  Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00 0
b) Wechsel 0,00 0

0,00 0
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 16.674.333,64 14.488
16.674.333,64 14.488

4. Forderungen an Kunden 960.989.456,40 918.978
darunter:
durch Grundpfandrechte gesichert 305.115.163,92 EUR ( 296.814 )
Kommunalkredite 42.121.471,51 EUR ( 43.608 )

5. Schuldverschreibungen und andere
festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten 0,00 0
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 EUR ( 0 )

ab) von anderen Emittenten 0,00 0
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 EUR ( 0 )

0,00 0
b) Anleihen und Schuldverschreibungen

ba) von öffentlichen Emittenten 57.693.600,83 57.729
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 57.693.600,83 EUR ( 57.729 )

bb) von anderen Emittenten 161.618.654,00 157.246
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 95.359.494,21 EUR ( 85.162 )

219.312.254,83 214.975
c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 0

Nennbetrag 0,00 EUR ( 0 )
219.312.254,83 214.975

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 178.835.669,38 135.128
6a. Handelsbestand 0,00 0
7. Beteiligungen 16.437.632,05 16.412

darunter:
an Kreditinstituten 0,00 EUR ( 0 )
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 981.000,00 EUR ( 981 )
an Wertpapierinstituten 0,00 EUR ( - )

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0
darunter:
an Kreditinstituten 0,00 EUR ( 0 )
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 0,00 EUR ( 0 )
an Wertpapierinstituten 0,00 EUR ( - )

9. Treuhandvermögen 1.331.365,69 943
darunter:
Treuhandkredite 1.331.365,69 EUR ( 943 )

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich
Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 0,00 0

11. Immaterielle Anlagewerte
a) Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte

und ähnliche Rechte und Werte 0,00 0
b) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 587,00 4

c) Geschäfts- oder Firmenwert 0,00 0
d) geleistete Anzahlungen 0,00 0

587,00 4
12. Sachanlagen 4.342.571,82 4.673
13. Sonstige Vermögensgegenstände 683.589,79 645
14. Rechnungsabgrenzungsposten 31.067,85 77

Summe der Aktiva 1.512.559.979,40 1.508.332



Passivseite
31.12.2020

EUR EUR EUR TEUR
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 20.038.613,66 23
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 223.150.965,36 225.543

243.189.579,02 225.565
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

a) Spareinlagen
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist

von drei Monaten 172.550.106,98 162.889
ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist

von mehr als drei Monaten 368.417,31 430
172.918.524,29 163.320

b) andere Verbindlichkeiten
ba) täglich fällig 922.380.434,50 955.042
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 22.952.443,94 18.356

945.332.878,44 973.398
1.118.251.402,73 1.136.718

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 3.712.992,41 2.905
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0

darunter:
Geldmarktpapiere 0,00 EUR ( 0 )

3.712.992,41 2.905
3a. Handelsbestand 0,00 0
4. Treuhandverbindlichkeiten 1.331.365,69 943

darunter:
Treuhandkredite 1.331.365,69 EUR ( 943 )

5. Sonstige Verbindlichkeiten 500.674,97 407
6. Rechnungsabgrenzungsposten 42.113,90 95
7. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 10.581.807,00 9.269
b) Steuerrückstellungen 454.391,10 471
c) andere Rückstellungen 6.789.977,16 7.154

17.826.175,26 16.895
8. (weggefallen)
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 99.145,47 183

10. Genussrechtskapital 0,00 0
darunter:
vor Ablauf von zwei Jahren fällig 0,00 EUR ( 0 )

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 71.980.000,00 69.350
12. Eigenkapital

a) gezeichnetes Kapital 0,00 0
b) Kapitalrücklage 0,00 0
c) Gewinnrücklagen

ca) Sicherheitsrücklage 55.048.723,01 54.686
cb) andere Rücklagen 222.923,26 223

55.271.646,27 54.909
d) Bilanzgewinn 354.883,68 363

55.626.529,95 55.272

Summe der Passiva 1.512.559.979,40 1.508.332

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten Wechseln 0,00 0
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen 56.738.637,08 48.345
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 0,00 0

56.738.637,08 48.345
2. Andere Verpflichtungen

a) Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften 0,00 0
b) Platzierungs- und Übernahmeverpflichtungen 0,00 0
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 58.944.596,16 55.200

58.944.596,16 55.200



Gewinn- und Verlustrechnung 1.1.-31.12.2020

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021 EUR EUR EUR TEUR
1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 15.545.552,40 16.879
darunter:
abgesetzte negative Zinsen 261.189,65 EUR ( 59 )

aus der Abzinsung von Rückstellungen 17,31 EUR ( 0 )
b) festverzinslichen Wertpapieren

und Schuldbuchforderungen 1.323.276,45 1.507
darunter:
abgesetzte negative Zinsen 43.676,57 EUR ( 9 )

16.868.828,85 18.386
2. Zinsaufwendungen 2.809.321,92 3.454

darunter:
abgesetzte positive Zinsen 1.442.647,69 EUR ( 746 )

aus der Aufzinsung von Rückstellungen 902.902,29 EUR ( 787 )
14.059.506,93 14.932

3. Laufende Erträge aus
a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 2.799.012,82 2.756
b) Beteiligungen 297.653,36 423
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 0,00 0

3.096.666,18 3.179
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnab-

führungs- oder Teilgewinnabführungsverträgen 0,00 0
5. Provisionserträge 9.175.799,85 8.979
6. Provisionsaufwendungen 903.844,88 490

8.271.954,97 8.489
7. Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handelsbestands 0,00 0
8. Sonstige betriebliche Erträge 577.902,70 622
9. (weggefallen)

26.006.030,78 27.222
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter 9.969.367,55 10.223
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung und für Unterstützung 3.017.734,01 2.713
darunter:
für Altersversorgung 1.218.072,32 EUR ( 912 )

12.987.101,56 12.936
b) andere Verwaltungsaufwendungen 5.303.427,46 5.167

18.290.529,02 18.103
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 542.817,33 682
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 787.778,26 337
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie
Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 201.201,86 3.293

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und
bestimmten Wertpapieren sowie aus der Auflösung
von Rückstellungen im Kreditgeschäft 0,00 0

201.201,86 3.293
15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

Beteiligungen, Anteile an verbundenen Unternehmen
und wie Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 600.812,11 6

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen,
Anteilen an verbundenen Unternehmen und wie
Anlagevermögen behandelten Wertpapieren 0,00 0

600.812,11 6
17. Aufwendungen aus Verlustübernahme 0,00 0
18. Zuführungen zum Fonds für allgemeine Bankrisiken 2.630.000,00 2.000
19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 2.952.892,20 2.800
20. Außerordentliche Erträge 0,00 0
21. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0
22. Außerordentliches Ergebnis 0,00 0
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 2.553.322,76 2.394
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 44.685,76 43

2.598.008,52 2.437
25. Jahresüberschuss 354.883,68 363
26. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 0,00 0

354.883,68 363
27. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der Sicherheitsrücklage 0,00 0
b) aus anderen Rücklagen 0,00 0

0,00 0
354.883,68 363

28. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die Sicherheitsrücklage 0,00 0
b) in andere Rücklagen 0,00 0

0,00 0
29. Bilanzgewinn 354.883,68 363



Verwaltungsrat 
 

 Mitglieder 

 Sven-Georg Adenauer 

 Landrat des Kreises Gütersloh 

 - vorsitzendes Mitglied - 

 

  Stellvertretende Mitglieder 

 Helga Lange Maximilian Wurm 
 Lehrerin a.D. Verwaltungsbeamter im Bundesdienst 

 - 1. Stellvertreterin des vorsitzenden Mitglieds - 

 

 Arnold Weßling Karl-Hermann Grohnert 

 Landwirt Kriminalhauptkommissar a.D. 

 - 2. Stellvertreter des vorsitzenden Mitglieds - 

 

 Elke-Maria Hardieck   Detlev Kroos 

 Kauffrau in der Bekleidungsindustrie i.R. Verwaltungsangestellter/techn. Mitarbeiter 

 

 Dirk Lehmann Detlef Temme 

 Werksleiter in der Fleischindustrie selbstständiger Coach für Unternehmer und  

  Freiberufler 

 

 Thorsten Schmolke Detlef Gohr 

 kaufmännischer Angestellter i.R. Geschäftsführer der Kreistagsfraktion  
 Bündnis 90 / Die Grünen Gütersloh 
 

 Liane Fülling Roland Albersmann 

 Diplom Kauffrau / selbstständige wirtschaftliche Industriekaufmann in der Metallindustrie i.R. 

 Baubetreuerin i.R.  

    

 Marie Hauhart Dirk Speckmann 

 Personalreferentin Bürgermeister der Stadt Borgholzhausen 

 

 Karl-Heinz Wöstmann Anja Pohlmann 

 Vertriebsleiter in einem städtischen kaufmännische Angestellte in einer Steuer- 

 Versorgungsunternehmen i.R. Sozietät 

 

 Karsten Griese  Jan Ziervogel 

 Sparkassenangestellter Sparkassenangestellter 

 

 Axel Reimers  Martina Melchers 

 Sparkassenangestellter Sparkassenangestellte 

 

 

 Beanstandungsbeamter gemäß § 11 Abs. 3 SpkG 

 Sven-Georg Adenauer 

 Landrat des Kreises Gütersloh 

 - vorsitzendes Mitglied – 

 

 Susanne Koch 

 Kreisdirektorin 

 - Stellvertreterin - 

 



Vorstand Vorsitzender 

 Hartwig Mathmann 

 Mitglied 

 Henning Bauer 

 Vertreter gem. § 15 Abs. 2b SpkG NRW 

 Gert Jendrike 
 Stefan Robert 
 Dirk Kühne  
__________________________________________________________________________ 

Halle (Westf.), 14. März 2022 

Der Vorstand 

 

 Mathmann Bauer 

 



 

Bericht des Verwaltungsrates 2021 
 

Der Verwaltungsrat, der Risikoausschuss und der Bilanzprüfungsausschuss haben die ihnen 
nach dem Sparkassenrecht obliegenden Aufgaben wahrgenommen. Die Grundsatzfragen der 
Geschäftspolitik und alle wesentlichen Vorgänge im Geschäftsablauf wurden eingehend erör-
tert. In regelmäßigen Sitzungen hat der Vorstand über die geschäftliche Entwicklung und die 
Führung der Geschäfte unterrichtet.  

Der Kreistag des Kreises Gütersloh als Vertretung des Trägers erteilte den Organen der Kreis-
sparkasse Halle (Westf.) am 28. Juni 2021 Entlastung für das Geschäftsjahr 2020. 

Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht für das Jahr 2021 wurden durch die Prüfungs-
stelle des Sparkassenverbandes Westfalen-Lippe geprüft und mit dem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk versehen. Der Verwaltungsrat hat den vom Vorstand vorgelegten Lage-
bericht gebilligt und den Jahresabschluss 2021 festgestellt. 

Der besondere Dank des Verwaltungsrates für die erfolgreiche Arbeit im abgelaufenen 
Geschäftsjahr gilt dem Vorstand, den Mitgliedern des Risikoausschusses und des Bilanz-
prüfungsausschusses sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kreissparkasse Halle 
(Westf.). 

Halle (Westf.), 29. März 2022 

 

Vorsitzendes Mitglied des Verwaltungsrates 

 

 

Sven-Georg Adenauer 

 

 



 

 

 

 

 
Geschäftsbericht 2021 

 

 

Kreissparkasse Halle (Westf.) 

Bahnhofstr. 27,  

33790 Halle (Westf.) 

 

Handelsregister Nr.: A 4769 AG Gütersloh 

Bankleitzahl: 480 515 80 

 

Telefon: 05201 893 0 

Telefax: 05201 893 295 
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Internet:     www.kskhalle.de    
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